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Jugendliche: Krisen-Rat aus dem Internet 
Die FDP-Fraktion verlangt dass in NRW 
die Online-Hilfe für Jugendliche in Krisen- 
situationen verstärkt und ein Modellpro- 
jekt zur psychologischen Betreuung lun- 
oer Menschen lm lnternet durchoeführt 
Wird.. Wir wollen handeln, bevor die"~inder 
der OnllneGeneration in den interaktiven 
Brunnen gefallen sind: betonte Christian 
Lindner (FDP) bei der Erläuterung des An- 
trags (Drs. 13/1714) im Plenum des Land- 
tags. Er verwies auf die Gefahren so ge- 
nannter Suizid-Foren im Internet. 

Ohne den Vorschlag sofort und in Bausch 
und Bogen abzulehnen, machten die 
Sprecherinnen und Sprecher der anderen 
Landtagsfraktionen Vorbehalte geltend. 
Deoressive oder s~chtaefährdete Juaend- 

Vernetzung bestehender StruMuren seien 
Angebote zu schaffen, die über die jetzi- 
gen Hilfen hinausgingen. 
Ein dem Medium lnternet wirklich ange- 
messenes Angebot, das Beratung und Be- 
treuung rund um die Uhr sichern würde. 
wäre ein Kraftakt, .der den Landeshaus- 
halt kräftig belasten würde", wandte Sibyl- 
le Haußmann (GRUNE) ein. Dennoch biete 
der FDP-Antrag einen guten Einstieg in die 
Diskussion. 
Jugendminister Birgit Fischer (SPD) gab 
zu bedenken, .dass der Einsatz von Medi- 
en nicht die intensive, therapeutisch aus- 
gerichtete Beratung In den psychosozia- 
len Beratungsstellen ersetzen kann". Es 
sei Aufgabe dafür zu sorgen, die Chancen 
dieser neuen Medien auch für die Bera- 

liche ginwn nicht den k!eg über sui;idfo- tung zu nutzen und als neue Instrumente 
ren, steltte Britta Altenkamp-Nowlcki (SPD) in die Arbeit einzubeziehen. Dazu müss- 
fe8t Es treiie aber zu. dass dje vorhande- ten Erfahrungen und Informationen aus- 
nen Beratungsstellen. die cm Ubrigen gute getauscht werden, .um sie für die Weiter- 
Arbeit ieisieten, ihren lnternetauftrid über- entwicklung der Beratungsarbeit zu nut- 
denken und modernisieren müssten. zen". Der Antrag wurde einstimmig vom 
Für die CDU belonte Antonius Rüsenberg, Plenum an den federführenden Jugend- 
nicht jedes Bundesland sollte seinen eige- ausschuss zur abschließenden Beratung 
nen Weg gehen; durch Abspracnen und und Abstimmung überwiesen. 

Neues Leben in 
der Villa Horion 

In drei Wochen, am 18. Dezember, wird nach 
seinem Umbau das als .. Villa Horion'bekenn- 
te Gebäude am Rheinufer (siehe Bild rechts) 
von Landtagspräsident Ulrich Schmidt sei- 
ner neuan Bestimmung übergeben. Der Prä- 
sident erdffnet zugleich in den Räumen der 
Villa eine Ausstelluno mit Werken des eno 
mit ~ordrhein-weitfeien verbundenen 
Künstlers Otmar Alt. Alt ist ein vielseitiger 
Künstler, der sich an das Motto hän: .Kunst, 
die man erklären muss. ist langweilig.'Erlebt 
in Hamm-Norddinker, wo auch der Sifz der 
7990 gegründeten Otmar-Alt-Stinung ist 
7998 wurde Alt 101 sein kUnstierisch-soziales 
Engagement mir dem Bundesverdienstkreuz 
eusgezeichnel. - Schon jetzt ist der 
1910/71 errichtete Horion-Bau, der in den 
ZOer-Jahren als reprasentative Wohnung 
des Landeshauptmanns der Rheinprovinz 
diente und in dem sich von 1959 bis 7999 
der Dienstsitz der Ministerpräsidenten des 
Landes befand, für Zwecke des Landtags in 
Benutzung. So tagten hler bereits des Prdsi- 
dium des Landtags und der Petitionsaus- I 
schuss. Die renovierten Büroräume werden 
von den Enquetekommissionen und den Be- 
schäftigten des Petitionsreferats des Land- 
tags genutzt. Foto: Schälte 
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Nahverkehr Seite 4 
Ein Fahrzeugpool und eine Management- 
gesellschaft sollen den öffentlichen Nah- 
verkehr besser koordinieren. 

Akteneinsicht Seite 5 
Alle Bürger des Landes können ab nächs- 
tem Jahr den Behörden in die Akten schau- 
en. 

Schulentwicklung Seite 7 
Der Landtag hat mit Verabschiedung des 
Schulentwicklunasaesetzes das Modell- 
projekt ,.~elbst$ä~dige Schule" auf den 
Weg gebracht. 

~tudienkonten Seite 8 
Mit den von der SPD vorgeschlagenen Stu- 
dienkonten soll eine Studienfinanzierung 
erreicht werden. die ein gebührenfreies 
Erststudium ermöglicht und ;U einem zügi- 
gen Studium motiviert. 

Metrorapid Seite 10 
Zur Finanzierung des Metrorapid geht die 
Landesreaieruna von 4.5 Milliarden Mark 
vom Bunlaus. " 

Weiterbildung Seite 13 
Die 7. Weiterbildungskonferenz des Aus- 
schusses für Schule und Weiterbildung 
stand unter dem Leitwort ,.Integrationw. 

Wort und Widerwort 

Wie kann die 
Praxisorientierung 

der Fachhochschulen 
gestärkt und 

ausgebaut werden? 
Die Fachhochschulen mit ihrem praxis- 
orientierten Studienangebot sind im 
Spektrum der Hochschulen des Landes 
unverzichtbar. Darum sei ihr Ausbau 
dringend erforderlich, betonen überein- 
stimme* die Sprecher von CDU, FDP 
und GRUNEN. Die SPD ihrerseits macht 
geltend, die zwölf Fachhochschulen 
des Landes seien stark in der Regbn 
verankert, erschlössen sich neue For- 
schungsfelder und arbeiteten eng mit 
der Wirtschaft zusammen. (Seite 2) 
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Wort und Widerwort 

Zu den Markenzeichen der zwölf nord 
achhochschulen gehört die starke Ve 

Als verlässlicher Pa 
und Gesellschaft W 

rend des Studiums lernen die Stu 
renden im Rahmen eines Praxissem 
ters die Berufswelt kennen. Zum Thema 
hrer Diplomarbeiten machen sie häufig 
'ragestellungen aus der betrieblichen 
Wirklichkeit; oft sind Anderungen von 

3etrieblichen Verfahren Folge der Ergebnisse von D i lom-  
arbeiten. So werden junge Menschen zu Trägern des Wir 
senstransfers. 

Mit großem Engagement erschließen sich die Fachhoct 
3chulen Forschungsfelder, deren Gegenstände insbeson- 
jere technische und betriebliche Ablaufe sind. Auch auf 
jiese Weise festigen sie die Kooperation mit der regiona- 
en Wirtschaft und fördern den Wissenstransfer. Durch I 
3esondere Maßnahmen der For 
;chungsförderung trägt die Landesre 
~ierung dieser Entwicklung Rec 
'""y. 

n enger Zusammenarbeit habe 

liengänge werden berufsbegleiten 

'ufstätige neue Perspektiven de 
Neiterbildung. 

Mn Manfrd Kuhmkhel (CDU) 
Die Fachhochschulen mit ihrem besonderen Profil der praxisna- 
hen Ausbilduna müssen erheblich ausaebaut werden. Der durch 
Qualitätspakl Ünd Expertenmi anvisierk Gtellenabbau schwächt 
die Kapazitäten der Fachhochschulen. Das 
widerspricht dem eindeutigen poiitischen 
Willen, Fachhochschulen auszubauen. Die 
NRW-Landesregierung muss daher günsü- 
geie Rahmenbedingungen für die Fach- 
hochschulen schaffsn. Denn: In der Wirt- 
sohafi werden zunehmend qualifizierte 
Fachkräfte gesucht Wir bfauchen nicht weni- 
ger, wir brauchen mehr Studierende. 
Die CDU sieht die Zukunit in einem Modell, 
das Ausbildung in einem konkreten Unter- 
nehmen und Studium an der Fachhochschule miteinander verbin- 
det Eine solche Verzahnung ermöglicht es den Fachhochschulen 
auch, auf den besonderen Bedarf der regionalen Wirtschait zu 
reagieren. Studiengänge kbnnen sich bei einer solchen Form der 
Partnerschafl schneller auf geänderte Anforderungen an Berufs- 
~ rd i l e  einstellen. Die Studierenden ihrerseits lernen frühzeitia 
unternehmen mit ihren Abläufen und Strukluren kennen. ~ iese  
Partnerschaft zwischen Hochschulen und Wirtschaft muss weiter 
ausgebaut werden. Unternehmen sollten erkennen, dass die Zu- 
sammenarbeit mit den Fachhochschulen mit einem aroEen Nut- 
zen verbunden ist Sle profitieren davon, wenn die ~adrhochschu- 

len m l  ihren Studierenden die Arbeit von 
Forschung und Enlwlckiung unterstützen. 
Die CDU fordeti finanzielle Anreize des 

Wie kann 
die Praxis- 

orientierung 
der Fach- 

Staates für privatwirtschaftliches Enga- 
gement - vor allem auch des M!neistan- 
des - an den Hochschulen. Uberdies 
muss ein gutes Netzwerk zwischen den 
Hochschulen und den Unternehmen ent- 
stehen, damit der Wissenstransfer nicht 
gehemmt wird. Nur dann kann NRW in 
Wirtschafi und Technologie Vorreiter wer- 
den. 

Faohhoduichriien zecchnen sich 
W t  W&e du* Ihre 

renden gerna an- 
nommen, sondern ha- 

einen hrrhen Wv- 
o Y cui,.:, .iI red für Ure regro- 

mimsm wlr aber 

Lehre und ForsChmg Die 
den Fachhochschulen SI 
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Einbrüche bei Beschäftigung und Landesfinanzen 

Schwache Wirtschaftsdaten in der Debatte 
In einer von der FDP-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde debattierte der Landtag am 
14. November über das Thema "Abschwung auf dem NRW-Arbeitsmarkt beschleunigt 
sich, Steuereinnahmen brechen ein - Wie reagiert die Landesregierung?". Redner der 
O ~ ~ o s i t i o n  forderten niedrigere Lohne und weitere Steuersenkungen. Arbeitsminister 
schartau verteidigte die neüen Instrumente zur .passgenauen" 6eSchäftigung. Finanz- 
minister Steinbrück vermisste Vorschläge, öffentliche Leistungen dauerhaft zu finanzie- 
ren. 

Dr. Gerhard Papke (FDP) nannte den .gra- 
vierendsten Einbruch beim Wirtschafts- 
wachstum" in NRW seit 20 Jahren als Ursa- 
che für weitere Massenarbeitslosigkeit und 
den Einbruch bei den Steuereinnahmen. 
NRW nähere sich der Marke von 800000 
Erwerbslosen, darunter 85000 Menschen 
unter 25 Jahren. Der neue .,Wachstums- und 
Beschäitigungspakt Ruhr" bestehe nur aus 
Politprosa und vier Seiten Unterschriften. 
Die FDP fordere ein echtes Zukunftspro- 
gramm Montanregion mit schneller Rück- 
führung der Kohlesubventionen. Mittel- 
ständische Unternehmen brauchten niedri- 
gere Arbeitskosten und Steuersenkung, an- 
statt Menschen und Betrieben immer mehr 
Steuern abzuziehen. 

Horst Vöge (SPD) antwortete, Einbrüche 
am Arbeitsmarkt und bei den Steuer- 
einnahmen gebe es nicht nur in NRW. Vor- 

tung. Nur durch einen Niedriglohnsektor 
könne die Arbeitslosigkeit bekämpft werden. 

Rüdlger Sagel (GRÜNE) hielt die Lage für 
ernst, die Reaktion der Landesregierung 
aber für klug und vorausschauend. Wegen 
der Globalisierung seien wir nicht unabhän- 
gig. Handeln sei nötig, aber kein blinder Ak- 
tionismus. Neoliberale Vorschläge brächten 
uns nicht weiter. Andere Regionen in NRW 
stünden an der Spitze. Die GRUNEN hätten 
mit umweltverträglicher Technik und effizi- 
enten Ressourcen zur Exportsteigerung 
beigetragen. Die passgenaue Politik von Ar- 
beitsminister Schartau sei sehr vernünftia. 
Wenn es nach CDU und FDP gegangen W:- 
re, wären die Steuerausfälle doppelt so 
hoch. Ursache für hohe Mindereinnahmen 
sei auch Steuerhinterziehung durch Ein- 
kommensmillionäre. Kapitalerträge sollten 
stärker belastet werden. 

und verteidigte die höhere Verschuldung, 
die alle Bundesländer auf sich nähmen. 
NRW sei nicht der Nabel der Welt. Aus USA- 
Sicht stehe Europa erst am Beginn einer 
Rezession und sei vom Abschwung der 
amerikanischen Wirtschaft noch nicht voll 
erfasst. Steueroasen innerhalb der EU ain- 
gen zu Lasten des Standorts ~eulschländ, 
obwohl die Unternehmen hier jetzt größte 
steuerliche Vorteile hätten. Die Körper- 
schaftsteuer sei eine Bagatelisteuer gewor- 
den. Bei den Personengesellschaften werde 
in Beriin nachgebessert. Ohne die Oko- 
Steuer wären die Beiträge zur Renten- und 
Krankenversicherung höher. 

gezogene Maßnahmen beim Straßenbau 
würden den Arbeitsmarkt beleben, ebenso 
das Ziel-2-Programm und der Metrorapid. 
Für mehr Beschäftigung gebe es Instru- 
mente wie Transferagenturen, Jobrotation 
und START-Zeitarbeit, ferner die passge- 
naue Vermlttlung von Arbeitslosen und.,Hil- 
feempfängern durch Sozialagenturen. Alte- 
re Arbeitnehmer früh zu verrenten, könnten 
wir uns nicht mehr leisten. Durch Abbau von 
Uberstunden könnten 190 000 Volizeitar- 
beitsplatze gescnaffen  erden. Subventio- 
nierte Nfedrialohn obs boten Beschafti- 

Christian Weisbrich (CDU): Diese Landes- 
regierung verstehe Illusionen zu wecken 
wie keine andere. verspreche Metrorapid 
und Olympia, versage aber in der Gegen- 
wart. Die traurige Realität verschwinde im 
medialen Scheinwerferlicht. Unabhängig 
vom 11. September gebe es Umsatzrück- 
oänae. weniser Bauvorhaben, weniger Kfz- 
NeGu1assu6gen und ~iobsbotsch&en von 
Großbetrieben. Handwerk und Mittelstand. 
Soitzenwerie bei Auslandsinvestitionen hät- 
ten nur mit Mannesmann zu tun. Mit dem 
Zwölf-Punkte-Programm wolle Clement be- 
schleunigen, was bisher verschlampt wor- 
den sei. Die lnvestitionsquote sinke auf das 
Rekordtief von 8.8 Prozent. Die „Spielerei 
Projekt Ruhr" sei nur eine Werbeveranstal- 

Dr. Stefan Grüll (FDP) erklärte, die Arro- 
ganz, etwa in bunten Broschüren, mit erheb- 
lichem Aufwand hergestellt, sei der Situati- 
on nicht angemessen. Mit dem Landes- 
haushalt, der auf Tricksereien aufbaue, 
schlittere das Land in Verfassungswidrig- 
keit. Der Haushaitsausschuss wolle seriöse, 
keine überholten Zahlen. Bei 822 Millionen 
Euro Neuverschuldung gehe es um haus- 
gemachte Ursachen. Die Zeit für Hochmut 
sei vorbei. 

Edith Müller (GRÜNE) vermisste Vorschlä- 
ge der FDP und verteidigte die "'-'-,te- 

Arbeitsminister Harald Schartau (SPD) 
wandte sich an die FDP: Wenn die Sonne tief 
stehe, würfen Zwerge lange Schatten. Seit 
1998 gebe es in NRW 230 000 mehr Erwerbs- 
tätige. Seine Maßnahmen sollten in den ers- 
ten Arbeitsmarkt zurückführen, Langzeitar- 
beitslose in Arbeit bringen und Steilen für 
Fachkräfte besetzen. Schwarzarbeit solle in 
legale Arbeit umorganisiert werden. Der 
Ruhrpakt müsse Dynamik entialten. In einer 
entgrenzten Wirtschaft verpuffe Geld aus der 
Gießkanne. Deshalb würden Investitionen in 
besonders notleidenden Industriezweigen 
vorgezogen. Das Mittelstandgesetz solle Hil- 
fe geben. Dass die Stahlindustrie nicht mehr 
unter null komme, sei ein großer Erfolg. 

HermannJosef Arentz (CDU): Wegen des 
Anstiegs der Arbeitslosigkeit sei es Zeit für 
Alarmglocken. Wenn bei 230000 mehr Be- 
schäitigten jetzt die 630-Mark-Arbeitsver- 
hältnisse mitgezählt würden, sei das nur ei- 
ne schönere Statistik. Gradmesser seien die 
bezahlten Arbeitsstunden. Die Zahl habe 
abgenommen. Arentz zitierte Oskar Lafon- 
taine, der Deutschland eine falsche Wirt- 
schafispolitik und die rote Laterne in Europa 
zuschreibe. Schartaus Politik beim Niedrig- 
lohnseklor solle unterstützt werden. 

Ernst-Martin Walsken (SPD) äußerte sich 
enttäuscht über die Beiträge der Opposition 

rlumsneubauten mit wirtschaftlicher Effizi- 
enz gegenüber den jetzigen Mieten. Im Lan- 
deshaushalt 2001 würden beim Personal 
und bei Verwaltungsausgaben 800 Millio- 
nen Mark eingespart. Reformen beim Län- 
derfinanzausgleich und bei der Gewerbe- 
steuer, Kapitalertragsbesteuerung, Kontroli- 
mitteilungen der Banken an Finanzämter 
seien angesagt 

Helmut Diegel (CDU) sagte, der Finanzmi- 
nister habe in NRW eine Pleite hingelegt. 
Der Einbruch bei den Einnahmen sei in 
NRW am größten, eine Katastrophe, die 
politisches Versagen dokumentiere. Die 
Okosteuer sei ein Konjunkturkiller. Steuer- 
entlastungen träfen den Mittelstand erst 
2005. 

Finanzmlnister Peer Steinbrück (SPD) 
sagte, die größten Steuerausfälle der letzten 
Jahre in allen Länderhaushalten seien kon- 
junkturbedingt und Folge des geänderten 
Steuerrechts, das alle gewollt hätten. Das 
Vorziehen der nächsten Stufen der Steuer- 
reform würde Mindereinnahmen von fünf 
Milliarden Mark bringen. Ohne die jetzigen 
Einbrüche hätte NRW ein Jahres-Plus von 
800 Millionen Mark. Der Haushalt 2002 wei- 
se ein Minus von 0,5 Prozent auf, das sei 
bisher einmalig. Länder und Kommunen 
könnten kaum noch kalkulieren. 



Fahrzeug~ool und Managementgesellschaft 

neun Zweckverbän- 
de gegenüber der 
Deutsche Bahn AG 
(DBAG) gestärkt 
werden. Die Gesell- 
schaft solle auch 
den neuen Fahr- 
zeuo~ool oraanisie- 
ren Ünd mehr Wett- 
bewerb ermöglichen. 
Außerdem würden 
die Trennung von 
Netz und Betrieb 
aufgehoben und das 
OPNV-Fördersystem 
vereinfacht. Der Me- 
trorapid sei dPNV, 
das habe der Unter- 
ausschuss klar dar- 
gelegt. 

Gerhard Lorth 
(CDU) hielt die Fi- 
nanzierung des Re- 
gionalisierungsge- 
setzes für diskussi- 
onswürdig, ,,da nun- 
mehr ein neuer 
volkseigener Lan- 
desbetrieb ins Leben 
gerufen werden" sol- 
le. Bahnchef Meh- 
dorn wolle den at- 
traktiven Fernver- 
kehr herausnehmen. 
das Interregio-Netz 
zerhacken und es 
regionalisieren. Die 
Landesregierung sei 
unehrlich, wenn sie 
den Metrorapid zu 
Lasten anderer Maß- 

SPD/GRÜNE: Neun Zweckverbände koordinieren 
Gerhard Wirth 
(SPD) sagte .Die 

r; 
Mit der anstehenden Anderung des 

Bahn ist für die Bür- NRW-Regionalisierungsgesetzes wollte 
ger da" und teilte mit, die FDP auch die Forderung von Bussen 
die Bürger Europas als Schienenersalzverkehr erreichen 
legten pro Tag Laut einer vom Verkehrsausschuss 
durchschnittlich 35 durchgeführten Befragung unterstützen 
Kilometer ~urück. die kommunalen Spitzenverbände und 
Mobilität sei 'zu ei- die Zweckverbände jedoch im Prinzip 
nem Grundbedürfnis den Vorrang firr die Schiene. Die Land- 
und einer Forderung tagsmehrheit lehnte den FDP-Gesetz- 
der Arbeitswelt ge- entwurf (Drs. 13/622) ab und nahm den 
worden. Alle stünden SPWGRÜNE-Antrag .Neue Kunden- 
immer öfter im Stau. orientierung durch Weiterentwicklung 
rein statistisch in und Stärkung des öffentlichen Nahver- 
Deutschland jeder kehrs' (Drs 13/1534) gegen die Stirn- 
Autofahrer jährlich men von CDU und FDP an. Danach sol- 
65 Stunden. Zentrale len im zu ändernden Gesetz auch ein 
Säule sei der Offent- iahneugpool und die Management-Ge 
liche Personennah- sellschafi (siehe vorige Ausgabe) veran- 
verkehr (OPNV). Die 
Bahnreform und die 
Regionalisierung 
hätten die Leistun- 

I ke*we"n. 

nahmen des ÖPNV in das Regionalisie- 
gen deutlich gestei- rungsgesetz einbeziehe. Auch sollten die 
gert. Trotzdem sei Landesanteile an der Gemeindeverkehrsfi- 
die Zahl der PKW- nanzierung ausgesetzt werden. Die Bahn- 
Fahrten gestiegen. reisetouristik verabschiede sich 2002 von 
Beim Schienen- 180 Millionen Zugkilometern, einem Fünftel 
personennahverkehr des Femverkehrsangebots. Landesbetriebe 
(SPNV) werde die würden nur langsamer und teurer. Die CDU 
parlamentarische wolle es bei den Zweckverbänden belassen 
Mitwirkung gestärkt, I und lehne Fahrzeugpools und SPNV-Mana- 
und in einer SPNV- gementgesellschaft ab. 
Managementgesell- 
schalt sollten die Christof Rasche (FDP): In ihrem Ände- 

rungsentwuiigehe es der FDP um marktori- 
entierte Förderung des OPNV. Schwach 
ausgelastete Züge sollten durch Busse er- 

I setzt werden. Die Umstellung in Abendstun- 
den und am Wochenende sei sinnvoll, weil 
Busse wirtschaftlicher führen, öffentliche 
Gelder sinnvoller eingesetzt würden Lan- 
deszuwendunaen solle es auch für die billi- 
ger und flexibler einsetzbaren Busse geben. 
Die FDP lehne auch grune Ideologie durch 
überzogene Forderung von Bimmelbahnen 
ab. 

Peter Eichenseher (GRÜNE) kündigte 
weitre.chende Verbesserungen bis zim 
Janr 2006 für die Kunden von Bus und Bahn 
in NRW an. Taktverdichtunaen. Reaict Vieren 
von Strecken, bessere ~ah;zeu~e, einfache- 
re Tarife und elektronisches Ticketing. Die 
Zweckbindung für die Schiene sei zentrales 
Gesetzesanliegen. Neue Anbieter sollten im 
SPNV-Wettbewerb gestärkt und Zugangs- 
hürden verringert werden. 

Verkehrsminlster Ernst Schwanhold 
(SPD): Der Vertrag mit der Bahn über den 
Einkauf von zusätzlich zwölf Millionen Zug- 
kilometern laufe 2003 aus. Die Fi- 
nanzierung des angewachsenen Schie- 
nennahverkehrs müsse eine rechtliche 
Grundlage erhalten. Bei den 87 Zugkilome- 
tern gebe es prächtige Nutzungsstei- 
gerungen. Die Praxis bei der Bestellung 
und Schwierigkeiten bei einheitlichen Tari- 
fen hätten gezeigt. dass die kommunalen 
Träger besser koordiniert werden müssten. 
Die SPNV-Managementgesellschaft könne 
landeseinheitliche Strategien durchsetzen 
und die Zweckverbände bei Verhandlun- 
gen mit der Bahn stärken. Das Ministerium 
werde die Gesetzesnovelle noch in diesem 
Jahr vorlegen. 

Alle Fraktionen: 

werden ausgebaut 
I Den FDP-Antrag .NßW-Luftverkehrskon- 

zeption 2010 bedarf der Zustimmung des 
Parlaments" erklärte der Landtag für erle- 
digt und stimmte einer gemeinsamen Ent- 
schließung (Drs. 1311 719) aller vier Fraktio- 
nen zu (Ausschussbericht vorige Ausgabe). 
Nach diesem Konzept sollen die Startbah- 
nen in Düsseldorf und Münster sowie in Pa- 
derborn-verlängert werden. Der Sprecher 
der GRUNEN verlangte jedoch eine neue 
Bedarfsermittlung. 
Chrlstof Rasche (FDP): Der Luftverkehr sei 
als „Jobmaschine" sehr wichtig. Verlässii- 
che Rahmenbedingungen bestünden aber 
nur, wenn die Luftverkehrspolitik auch von 
den Regierungsfraktionen getragen werde. 
Offentliche Zweifel an einer Verlängerung 
der Start- und Landebahn arn Flughafen 
MünsterlOsnabrück, seien ein Beispiel fur 
die "Blockade- und Staupolitik der GRU- 
NEN". 
Manfred Hemmer (SPD). Vorsitzender des 
Verkehrsausschusses: Dies ist ein guter Tag 
für NRW. Nicht immer bekomme die Ver- 
kehrspolitik eine große Mehrheit im Land- 
tag. Das Passagieraufkommen solle sich bis 
201 5 mehr als verdoppeln. Für Sozialdemo- 
kraten sei Mobilität keine Freiheit einer klei- 
nen Elite. Eine Verlängerung Münster sei 
für die Wirtschaftskraft der Region notwen- 
dig. 
Heinz Hardt (CDU): Am Markt herrschten 
gewaltige Uberkapazitäten, die Krise der 
LTU mache dies deutlich. Wer beantragte 
und zugeteilte Slots nicht in Anspruch neh- 
me, solle eine Strafgebühr bezahlen. Die In- 
frast~ktur müsse entsprechend ausgebaut 
werden. Die Bevorzugung von München 
und Frankfurt durch die Lufthansa sei nicht 
hinnehmbar, dies wirke wie eine Marktab- 
schottung gegenüber NRW. 
Peter Eichenseher (GRÜNE): Die Luftver- 
kehrspolitik in NRW werde ein konfliktrei- 
ches Feld bleiben. Der Flughafen Düssel- 
dorf werde nie ..in der ersten Liga der eu- 
ropäischen Flughäfen" spielen. Dafür sei die 
Innenstadt-Lage nicht geeignet. Ziel einer 
GRUNEN Luftverkehrspolitik blieben Iärm- 
mindernde Maßnahmen bis hin zu einer 
Kernruhezeit. 
Verkehrsminister Ernst Schwanhold 
(SPD): Es gebe keinen Verkehrsminister, der 
so viele Gespräche mit dem Chef der Luft- 
hansa geführt habe wie er. Auch für ihn sei 
der Wegfall der Lufthansa-Verbindung von 
Düsseldorf nach New York ,.schmerzhaft". 
Gerhard Wächter (CDU) zweifelte an der 
Lebensdauer eines Luftverkehrskonzepts 
auf zehn Jahre, wenn einer der Koalitions- 
Partner bereits heute einen wichtigen Bau- 
stein in Frage stelle. Der Lärmschutz sei ei- 
ner .der ärgerlichsten. sensibelsten Punkte" 
im Luftverkehr. Der Minister solle Lösungs- 
vorschläge der CDU. beispielsweise das 
Steilstartverfahren, zügig erproben lassen. 
Minister Schwanhold (SPD) dankte allen 
Fraktionen. Die Gemeinsamkeit stärke ihm 
.in schwieriger Situation" den Rücken. Eine 
Stellungnahme zum Flughafen Münster sei 
gegenwärtig nicht notwendig, weil man sich 
im Prüfungsverfahren befinde. 

Thomas Grunwald 
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Informationsfreiheit 

Ab 2002 Recht auf Akteneinsicht in NRW 
Bürger können Schriftstücke der Verwaltung einsehen 

Frank Baranowski (SPD) erläuterte, ab 
2002 hätten die Menschen in NRW Der Landtag nahm das Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu Informationen für das Land 
zu allen von Behörden und NRW (IFG NRW) in zweiler Lesung an. Es tritt am Anfang des Jahres 2002 in Kran. Dem Ge- 
öffentlichen stellen, Ein spezielles Interesse setzentwurf von S W  und GRUNEN (Drs. 13/1311) stimmten /n der vom lnnenausschuss be- 
brauche nicht nachgewiesen zu werden, In schlOSSenen Fassung (Ors. 1311 748) mit Anderungen, die von der FDP vorges~hlagen wurden, 
einer Zeit, in der bei Antiterror-Gesetzen einstimmig W. Der frühere Gesetzentwurfder CDU(Drs. 131321) werzuvor abgekhnt worden. 
uber begrenzte informationelle Selbstbe- 
stimmung nachgedacht werde, setze NRW 
einen Gegenpunkt Bisher spiele sich das 
Handeln der offentlichen Verwaltung weit- 
gehend unter Ausschluss der Offentlichkeit 
ab. Jetzt gebe es freien Zugang zu Akten 
und Daten Grenzen habe dieser allerdings 
durch Belange der offentlichen Sicherheit 
und Ordnung und bei Verdacht auf Wirt- 
schaftsspionage NRW betrete Neuland Es 
sei ein gutes Gesetz 

Anspruch 
Dteses Gesetz giit für d ~ e  Verwaltungsta- 
tigkeit der Behörden, Einrichtungen und 
sonstigen affentlichen Stellen des Lan- 
des, der Gemeinden und Geme~nde- 
verbande . 
Jede natürliche Person hat . . gegenuber 
den geminnten Stellen Anspruch auf Zu- 
gang zu den . .. vorhandsmn amtlichen 
Infwm~onen. 
Der Zugang zu amtilchen informationen 
wird auf Antrag gewahrt Der Antrag sotl 
schriftlich gestellt werden 
Die Information soll unverzüglich, spbtes- 
tens innerhalb eines Monats nach An- 
tragstellung, zuganglich gemacht wer- 
den .. 
aus. Informationslreiheitsgesetz NRW 

Axel Wirtz (CDU) erinnerte, Burgernahe und 
mehr Mitwirkungsrechte habe die CDU 
schon bei der Kommunalwahl und bei Ande- 

anderen Ländern werde damit selbstver- 
ständlich umgegangen. Mit mehr Informati- 
on seien Beteiligung. Kontrolle und politi- 
sche Mitwirkung verbunden. Das Recht auf 
Akteneinsicht gehe viel weiter als das bis- 
herige Auskunftsrecht zu eigenen Daten. 
Das Umdenken in den Verwaltungen werde 
gefördert. Ein guter Kompromiss sei gefun- 
den worden, auch zwischen Betriebsge- 
heimnissen und öffentlichem Interesse. 

Schub 
Der Antrag auf Inforrnationszugang ist 
abzulehnen, soweit . . . Landewerteidi- 
gung, internationale Beziehungen, ... 
oder die innere Sicherheit beeinträchti- 
gen würde, 
durch die Bekanntgabe der Ablauf eines 
anhängigen Verfahrens . . . oder der Er- 
folg einer ... behördlichen Maßnahme 
beeinträchtigt würde. 
Der Antrag sol) abgelehnt werden, wenn 
sich der Inhalt auf . . . Willensbildung 
innerhalb von öffentlichen Stellen be- 
zieht 
Der Antrag fst abzutehneo, soweit durch 
. . mformation eln Betriebs- oder Ge- 
schäilsgeheirnnb offenbart wird. .. 
aus: Informationslreihecisgese~ NRW 

Innenrninister Dr. Frltz Behrens (SPD) 
sagte, die Zustimmung aller Fraktionen sei 
ein wichtiaes Zeichen für die Büraerinnen 

und Bürger Aus dem Ganzen könne nur et- 
was Gutes werden. Das Innenministerium 
werde dafür werben. Bei der Einbringung 
habe noch niemand an die große Be- 
währungsprobe für unsere freiheitliche De- 
mokratie durch die Terroranschläge ge- 
dacht. Im Hinblick auf die Sicherheitslage 
würden Datenschutz und Transparenz 
gern infrage gestellt. Ein grundsätzliches 
Recht auf lnformationszugang löse Be- 

Kosten 
Für Amtshandlungen (aufgrund dieses 
Gesetzes) werden Gebühren erhoben. 
aus. lnformationsheiheitsgesetz NRW 

sorgnisse aus Wir sollten uns nicht verun- 
sichern lassen. Mit dem "Freedom of Infor- 
mation Ac? seien die USA 1966 Vorreiter 
gewesen und dachten nicht an Aufgabe 
Durch Erganzungen werde der Sicher- 
heitslage Rechnung getragen Eine Ausfor- 
schung s~cherheitsrelevanter und wirt- 
schaftssensibier Informationen musse ver- 
mieden werden Denkbare Sachverhalte 
hatten so in Gesetzessprache gebracht 
werden mussen, dass keine Sicherheits- 
tucken entstunden 

Carina Godecke (SPD), Parlamentarische 
Geschaftsfuhrerin, beantragte die getrennte 
Abstimmung uber den FDP-Anderungsan- 
trao in zwei Blocken ., .. - 

rungen des Wahlrechts angestrebt. Verwal- 
tungen seien für die Bürger da. Es dürfe kein 
~erkchaftswissen geben. Die NRW-CDU 
habe mit ihrem Gesetzentwurf vom Oktober 
2000 Neuland betreten. Die Expertenan- 
hörung am 15. März 2001 habe Anregu-ngen 
und Kritik gebracht, die durch einen Ande- 
rungsantrag der CDU umgesetzt werden 

.Aus der Gesch~ch- 
te lemen'leutet 
des Mono der Aus- 
sts/iung, dm der 
Vcfksawid Dsot- 
Eche WicG%ar&w- I 

sollten Leder sei Rot-Grun nicht bereit. be- mgel b , y -  
rechtiate Anlieaen der Minderheit ordentlich ~ ~ n d ~ a n r m v -  1 -. -. -. - . . . 
zu beraten, und habe in letzter Minute Ande- m & d e a  
rungen vorgelegt Gerade von den GRUNEN ist-uinr 
sei er enttauscht Das Verfahren sei kein au- or ~nrzi%hmn.s --. . . 

ter Stil Trotzdem stimme die CDU dem Ent- @Wo) -in d%r 
wurf von SPD und GRUNEN zu. weil das An- Wandelhdb de@ 
liegen ab 2002 umgesetzt werden solle Landtarss 4W- 

Karl Peter Brendel (FDP) stimmte dem Ge- 
setzentwurf zu, kritisierte aber ebenfalls das 
Beratungsverfahren,, Bel den Anderungen 
halte die FDP die Uberprüfung nach zwei 
Jahren für sachdienlich. Bei Staatsanwalt- 
schaften müsse es Grenzen für Auskunfts- 
ansprüche geben. Unklare Passagen könn- 
ten zu restrikiiven Maßnahmen benutzt wer- 
dem. Europarechtliche, weitergehende Vor- 
aaben müssten in den zwei Jahren einaear- 

be<rthetm>ade 
nM-blr EndPdea 
~ & T l ~  

~ L m m ' s p ~  
dent UrIch 
Schmidi -nie hl 
wfnw ErbIlnmga- 
rode, die AuOstel- 
k g  BreMs in 
baekrdrucl~ntfer 
Waise des Thema 

geitet werden. Die FDP wolle noch hehr Kriegwnq'Weden : 
Klarheit in das Gesetz bringen. auf. Sie mahne und 

zeige w(Iem, m 
Monlka Düker (GRÜNE) begrüßte das Ge- jederRmm,de 
setz als Baustein auf dem Weg zu kon- hnschenbadeu- 
sequenter Bürgerpolitik. Die intensiven Be- te: oue{ TO,.~, 
ratungen hätten sich gelohnt, denn Interes- Elend, Zersforung. 
senkoliisionen seien nicht zu vermeiden. Es ,coto: sch&ne 
habe sich gezeigt, dass in Deutschland In- 
formationsfreiheit keine Tradition habe. In 
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..Der neue Geist aus NRW sollte auch in Berlin bei der Integration wehen" 
Landtag debattiert auf Antrag der GRÜNE-Fraktion über Zuwanderung 

Thomas Kufen (CDU) unterstrich. dass das 
Deutschlandist ein Einwanderungsland und brauchtzywanderung - für die Feststellung Erlernen der deutschen Sprache VorausSet- 
dieserinzwischen anerkannten Tatsacheseien die GRUNENjahre1ang,verhdhntnwwden. zung für das Gelingen der sei, 
In der von ihr beantragten Aktuellen Stunde am 16. November forderte die ORÜNEN- sei das von der Landesregierung für 
Fraktion, das Einwanderungsgesek noch in dieser Legislaturperiode durch Bundestag das kommende Jahr angekündigte ressort. 
und Bundesrat zu bringen und auf unionsregierte Landesrederungen einzuwirken, die übergreifende Sprachförderungskonzept 
das Gesetz ablehnen woilen. Die Aktuelle Stunde stand unter dem Motto "Einwande- „überfälligsa, 
rungsland Deutschland gestalten - Schub für lntegrationsoffensive in NRW nutzen': 

Monika Düker (GRÜNE) fuhr fort, die de- 
mographisch und wirtschaftlich erforder- 
liche Einwanderung hochqualifizierter Ar- 
beitskräfte dürfe aus Sicht ihrer Partei „nicht 
gegen den menschenrechtlich begründeten 
Flüchtlingsschutz ausgespielt werden". 
Nach der vorbildlichen lntegrationsinitiative 
des aesamten Landtaas NRW sei in Berlin 
ein 6nwanderungsgegetz auf den Weg ge- 
bracht worden, das nicht mehr auf Abwehr 
setze, sondern „eine moderne, zukunftsfahi- 
ge und europataugliche Einwanderungspo- 
Iitik" ermoglichen soll, bei der es um Steue- 
rung, Eingliederung und um die rechtliche 
Gleichstellung der Migrantinnen und Mi- 
granten gehe Der neue Geist im Landtag, 
so die Sprecherin, musse auch auf Bundes- 
ebene mehrheitsfahig gemacht werden. 

Jürgen Jentsch (SPD) nannte das in Berlin 
vorliegende Zuwanderungsgesetz das mo- 
dernste in Euro~a  Mit der flexiblen Zuwan- 
derungspraxis 'demonstriere Deutschland 
nicht nur Weltoffenheit, sondern dämme die 
illegale Zuwanderung ein und steuere den 
Arbeitsmarkt, wobei die Wirtschaft einen 
enormen Schub erhalte, um in den interna- 
tional tätigen Schlüsselbranchen konkur- 
renzfähig zu bleiben. Dafür seien erhebliche 
Mittel erforderlich, die Land und Kommunen 
allein nicht schultern könnten. 

Wilii Zylajew (CDU) riet den GRUNEN, nicht 
standig draufzusatteln Sie wollten das The- 
ma zu einem Wahlkampfthema machen 
,.Das verdienen die Zuwanderer nicht" Die 
CDU sei gegen Parallelgesellschaften und 
halte nichts von der multikulturellen Gesell- 

Schaft: ,Wir wollen eine interkulturelle Ge- 
sellschaft, in der die Gruppen einander ach- 
ten und die Menschen versuchen sich zu 
verstehen." Das könne nur über die Sprache 
gelingen. fuhr Zylajew fort und schlug vor, 
bevor in Berlin über Zuwanderung diskutiert 
werde, „sollten wir zunächst einmal die Si- 
tuation hier im Land in Ordnuna brinaen". 

U 

Dr. Ute Dreckmann (FDP) meinte, bei der 
Umsetzung der einhellig beschlossenen In- 
tegrationsoffensive NRW brauche man vor 
allem eines „Geld, und zwar viel Geld " Und 
das sehe sie zurzeit weder auf Bundes-, 
Landes- oder kommunaler Ebene Sie be- 
gruße, dass mit dem Zuwanderungsgesetz 
die Integration staatliche Aufgabe werde 
Sie machte aber darauf aufmerksam, dass 
die Kosten, die nach dem Zuwanderungs- 
gesetz auf das Land fur Kurse in Deutsch 
und Landeskunde zukommen, enorm seien 
,,Wie sollen wir das bezahlen'" 

Innenrninister Dr. Fritz Behrens (SPD) griff 
diesen Aspekt auf: .Die Landesregierung 
wird in dem anstehenden Bundesratsver- 
fahren darauf achten, dass die Interessen 
der Länder und auch der Kommunen, die 
vor Ort die Belastungen vor allem der Inte- 
gration zu tragen haben, ausreichend 
berücksichtigt werden." Es sei ein wichtiger 
Schritt, dass zum ersten Mal mit dem Aus- 
länderrecht Vorschriften über die lntegration 
der Zugewanderten in die deutsche Gesell- 
schaft vorhanden seien. Das sei ganz im 
Sinne der nordrhein-westfälischen Integra- 
tionsoffensive ein Einstieg in eine systema- 
tische. gesetzlich begründete Förderung 
der Integration von Zuwanderern. 

Jamal Karsli (GRUNE) Deutschland be- 
notige Einwanderung, wenn es auf dem Jet- 
zigen wirtschaftlichen und demographi- 
schen Niveau bleiben wolle Es mussten 
aber nicht nur Spezialisten kommen, .,son- 
dern auch Menschen, die im Gesund- 
heitssektor, in der Gastronomie, in der Bau- 
wirtschaft und in anderen Bereichen tatig 
sein konnen" 

Vera Dedanwala (SPD) appellierte an die 
CDU, sich an ihre politischen Freunde zu 
wenden und daran mitzuarbeiten, .dass die- 
ses Thema vor der Wahl erledigt und nicht 
in den Wahlkampf gezogen wird" 

Karl Peter Brendel (FDP) verwies darauf, 
dass große Teile der Bevolkerung die Dis- 
kussion noch nicht gefuhrt hatten, die im 
Landtag zur lntegrationsoffensive zwischen 
den Parteien stattgefunden habe Dieser 
gemeinsam unternommene Schritt sollte 
ietzt auch aemeinsam umaesetzt werden 

U 

Arbeitsminister Harald Schartau (SPD) 
stellte klar: „Das Zuwanderungsgesetz ist 
kein Ventil, um den Druck von der Notwen- 
digkeit zu nehmen, weiterhin hier im Lande 
aktive Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpo- 
litik zu betreiben" Er rechnete vor, in NRW 
komme in den Bereichen Kindergarten, 
Schule, Arbeit und Soziales jährlich eine Mil- 
liarde Mark an lntegrationsleistung des Lan- 
des zusammen. Wer die integrationspoliti- 
schen Konzepte effektiv und effizient steuern 
wolle, komme nicht daran vorbei, den Län- 
dern, die große Verantwortung für die dauer- 
hafte lntegration der Menschen trügen, ent- 
sprechende Mitspracherechte einzuräumen. 

Dr. Ule DfecRmann (FDP) mit Jamal Kars11 von den GRÜNEN. 

I 
Fachleute in Sachen Zuwanderung und Inlegration hn Meinungsauslausch vor der Si,rnwand das Plenarsaais ( V .  I ) :  Will1 Zylalew (CDU) und Vera Dedan&ala (SPD), 
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Parlament bringt Reform der Schule auf den Weg 

In zweiter Lesung hat der Landtag das 
Schulentwickkingsgesetz mit der Koali- 
tionsmehrheit verabschiedet Mit diesem 
Gesetz wwdm die Voraussetzungen fdr 
das Reformvahaben .SelbststBndige 
Schule'geschaifen. 

Manfred Degen (SPD) nannte die Verände- 
rungen, die der Ge setzentwurf zur zweiten 
Lesung aufweise und die Früchte der Bera- 
tungen und der großen Anhörung zu dieser 
Materie seien. Der CDU hielt er in diesem 
Zusammenhang vor, sie habe auf Zeit ge- 
spielt und sich vor einer Entscheidung ge- 
drückt, ob sie am Reformprozess teilneh- 
men wolle, ob sie eine Rolle dabei zu spie- 
len oder aber ihre Verweigerungshaltung 
fortzusetzen gedenke. Die zu revidieren und 
an der Gestaltung der Reform noch mitzu- 
wirken habe die CDU Gelegenheit, wenn es 
in Kürze darum gehe. die Rechtsverord- 
nung zu diesem Gesetz in den vorgesehe- 
nen Ausschüssen - sie bedarf der Zustim- 
mung des Ausschusses für Schule und 
Weiterbildung, des Ausschusses für Innere 
Verwaltung sowie der für Kommunalpolitik 
zuständigen Ausschüsse des Landtags - 
zu erörtern. 

Bernhard Recker (CDU) teilte mit, auch die 
CDU sei für mehr Selbstständigkeit und 
Freiraum für die Schulen - aber mit ent- 
sprechenden klaren Rahmenbedingungen, 
wie klarer Verteilung der Finanzverantwor- 
tung und klaren Zuständigkeitsregelungen. 
Das alles könne nur mit ausreichenden 
Ressourcen funktionieren, betonte er und 
vermisste zudem die Zeit für eine inhaltli- 
che Diskussion in den Kommunen, auf der 
Ebene der Schulen und im Kreis der El- 
ternschaft. So aber habe Rot-Grün durch 
mangelnde Chance, unklare Rahmenbe- 
dingungen und unnötigen Zeitdruck eine 
..Riesenchance" verpasst und eine an sich 
gute Idee ins Abseits laufen lassen. Recker 
wies auf die verhältnismäßig geringe Reso- 
nanz bei der Beteiligung hin - sie sei im 
Ubrigen eine Resonanz auf eklatante Ver- 
säumnisse der Vergangenheit und lasse im 
Zeitraum von 2003 bis 2009 eine ganze 
Schülergeneration außen vor. Selbststän- 
digkeit in curricularen Fragen lehne seine 

Fraktion ab, weil damit qualitätssichernde 
und vergleichbare Maßstäbe in Gefahr ge- 
rieten. 

Ralf Witzel (FDP) signalisierte Ablehnung: 
Seine Fraktion wolle sich nicht „für die Pro- 
bleme der nächsten Jahre und für den 
Murks im Detail' mit in die Verantwortung 
nehmen lassen. Die FDP sei auch für mehr 
Freiheit für die Schulen -aber für 100 und 
nicht fünf Prozent. Zudem benötigten auch 
die kommunalen Schulträger mehr Freiheit 
Selbstständigkeit von Schule setzte aber 
zwingend Wettbewerb zwischen Schul- 
standorten voraus, sonst müsse man die 
Debatte nicht führen. Witzel wörtlich: .Des- 
halb: Schulbezirke weg!" Es sei eine Frage 

Keine Ehigkdt zwischen üpposi'üon und Koall- 
tion m Suchen Schulen~lungsgeseb (V. 1.): 
Manhed Degen ( S m  üemham' Recker (CDU) 
Raii Wihei (FüP), SyMa L ö h m n  (GRCINE) und 
Schulrninkterin Gabrfele BehIer (SPD). 

Fotm SchAlte 

beneideten NRW um diesen Weg. Am Ge- 
setzentwurf sei entscheidend, dass er 
Schulen die Chance bietet, die Qualität der 
eigenen Arbeit nachhaltig zu verbessern. 
Ziele seien Verbesserung des Unterrichts, 
die Verbesserung der Leistungen von Schü- 
lerinnen und Schülern und mehr Zufrieden- 
heit bei allen Beteiligten an der Schule. Bei 
der CDU stellte sie einen Widerspruch in 
sich fest: Auf der einen Seite wolle sie mehr 

des demokratischen Selbstverständnisses, Selbstständigkeit. abf der anderen verlange 
wenn das Plenum bei wesentlichen Rechts- sie möalichst viele Vor-Festleaunoen Die 
änderun~en die Beteiliqunq des Innenaus-  ini ist ein machte darauf aufme-rksäm, d a s  
schussei beschließe. &e ~ehrheitsfraktion im Zuge des Schulentwicklungsgesetzes 
aber mit einer Stimme Mehrheit Voten eine Reihe von Rechtsvorschriften mgt Wir- 
durchziehe .obwohl die Beratuna in den kuna für alle Schulen aeandert werden sol- 
mitberatenden Ausschüssen üierhaupt 
nicht stattgefunden hat". 

Sylvia Löhrmann, GRÜNEN-Fraktionsvor- 
sitzende, urteilte: "Dieser Gesetzentwurf ist 
der richtige Weg Wir in NRW machen unse- 
re Schulen zukunftsfähig. Wir sind sicher: 
Die selbstständige Schule ist die bessere 
Schule und daher die Schule der Zukunft." 
An die Opposition gewandt, forderte sie: 
,.Machen Sie mit, stimmen Sie mit!" Mitglie- 
der ihrer Fraktion hätten sich in unzähligen 
Gesprächs- und Verhandlungsrunden für 
Veränderungen stark gemacht. Das Ergeb- 
nis könne sich sehen lassen, fand sie und 
sah das Reformvorhaben als offenen Pro- 
zess, bei dem nicht alles vorgeschrieben 
werden solle - Bevormunduna und Gänae- 

len;ao könnten schon~etzt alle Schulen die 
Organisation von Unterricht verbessern. Sie 
betonte ferner, es gebe keine Kostenver- 
schiebungen auf kaltem Wege in Richtung 
auf die Schulträger. Es werde entscheidend 
sein, ausreichendes Vertrauen und Zutrau- 
en in die Akteure vor Ort zu setzen. 

Herbert Reul (CDU) meinte, unter dem Mot- 
to .Mehr Selbstständigkeit" solle eine Jubel- 
nummer in die Welt gesetzt werden, 
während in Wirklichkeit die Schule inhaltlich 
nicht verändert wird. Da mache die CDU 
nicht mit 

Brigltte Speth (SPD) fragte sich, warum es 
oer CDU in den f¿nf Monaten Beratungszeit 
nicht möa.icn war, inre Vorstellunaen in kon- 

lung hätten die Schulen in d& vergangen- uete ~ n r r a ~ e  Lmzusetzen und warum sie 
heit oft genug erfahren. Für die Reform ge- sidi adßer Stande sehe, dem Modellver- 
be es keine Vorbilder und Muster, sie sei 
nicht von oben zu verordnen, sie bedürfe 
auch in der Umsetzung durch die Behörden 
"sensibler, zugewandter und kreativer 
Ermutigung". 

Schulministerin Gabriele Behler (SPD) 
wertete den Paradigmenwechsel, der 
mit dem Modellvorhaben „Selbstständige 
Schule" vollzogen werde, als bundesweit 
einmalig: Viele Schulen in anderen Ländern 

such zustimmen zu können. 

lngrid Plepervon Helden (FDP) legte dar, 
die Landesregierung habe die Schulen mit 
einem Regelungsdickicht überzogen, der 
als hektischer Aktionismus wahrgenommen 
worden sei: Also musste Neues her." Ihre 
Fraktion wolle die selbstständige Schule 
auch - .,mit wenigen, aber klaren Rah- 
menbedingungen und nicht mit einem Ver- 
lust an Qualität." 
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Hochschule 

Aktuelle Stunde 11: 

Kontenmodell 
als Anreiz für 
zügiges Studium 

.Studienkonten irn HoohschuW NRW 
- &/B GerechBakeil und E t M m z -  

nicht angerechnet; für die Hochschulen 
selbst bestehe kaum ein Anreiz; das neue 
System führt zu komplizierter Bürokratie in 
den Hochschulen und sei fur die Studieren- 
den kaum nachvollziehbar. Uberhaupt diene 
der Vorschlag nur als .Nebelkerze zur Ver- 
schleierung weitaus wichtiger Problemfel- 
der in der NRW-Hochschulpolitik* - etwa 
wenn man an den gigantischen Sanierungs- 
stau von fünf Milliarden Mark und an die an 
vielen Hochschulen völlig desolaten Studi- 
enbedingungen denke. Darum müsse das 
Mono lauten: .Erst sanieren, dann kassie- 
ren." 

Hochschulen zu einer Ausgrenzung er- 
heblicher Teile der Bevölkerung beim 
Zugang zu exzellenten Studienangebo- 
ten führen". Die Ministerin: .Wir brauchen 
keine ordnungsstaatliche Debatte von ge- 
stern, wir brauchen intelligente Lösungen." 

Marle-Theres Ley (CDU) meinte, es gebe in 
Sachen Verkürzung der Studiendauer Bes- 
seres: die bessere Ausstattung der Hoch- 
schulen, das Aussuchen der Studenten 
durch die Hochschulen. Was die SPD vor- 
schlage, führe zu einem „riesigen Bürokra- 
tiemonster". 

Pmfessor Dr. Friedrich Wllke (FDP) dia- D, Kraft (SPD) nannte diesen Vorhalt 
gnostizierte angesichts der Tatsache, dass frei erfunden: .sie wissen doch gar ,,icht, 
das Studienmodell erst 
zum Wintersemester wie das Vorhaben durchgeführt werden 

. 2004 eingeführt wer- soll." Im Grunde gehe es bei dem Modell nur 

; den soll, in der rot-grü- . darum, ,,dass jemand ein Konto mit einem 

ff 

nen Hochschulpolltik iuthaben an die Hand bekommt, von dem 

.Schneckentempo' 

U 
Jr Semester für Semester einige Stunden 

und .Schlelchtempou. selber abbucht. Dieses Verfahren ist ganz 

Wilke zur Wissen- simpel, transparent und leicht nachzuvoll- 
schaftsministerin: .,Das ziehen.' 
ist saft- und kraftlos. 

Joachim Schule-Tomau (FDP) erinnerte 
sind Studienkonten nlchts als der Ein- Das ist Ohne Mut und 

daran, dass seine Fraktion schon vor zwölf 
stieg Ni Studlengebuhren, die von der Tempo!' Der Zug kam- 

NRW-Len&sreg/erung bisher immer in die richtige 
Jahren ein Gutscheinmodell vorgeschlagen 

~ i ~ h ~ ~ ~ ~  in B ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ,  aber das dnge- habe. Es habe Studienschecks zum Inhalt 
nachhaltig abgelehnt worden seien. schlaaene T~~~~ sootte ieder Beschrei- gehabt, „die sich nicht am Zeitverbrauch ori- 

Dletrich Kessel (SPD) hoifte, es würden 
sich auch andere Bundesländer als NRW 
und Rheinland-Pfalz 
dem Modell Studien- 
konten anschließen, 
denn die Vorteile lägen 
auf der Hand: Für die 
Studierenden schaffe 3 
es Klarheit über den 
quantitativen Rahmen, 
der fürs Studium zur 
Verfügung steht. Neben 
den Anreizen für mög- 
lichst zügiges Studie- 
ren - nicht verbrauch- 
te Kontenguthaben könnten in späteren Le- 
bensabschnitten genutzt werden - eröffne 
das Modell jedem Studierenden die Mog- 
lichkeit, .,unabhängig von seinem sozialen 
und finanziellen Hintergrund die Bildungs- 
chancen im Hochschulbereich. deren Nut- 
zung gute Voraussetzungen für einen er- 
folgreichen Einstieg in das Berufsleben bie- 
tet". Er. Kessel. erwarte. dass mit diesem 

- - - ~  - 7 -  -7.~~- 2 . -  - 
bÜng, Zur ~ i t u n ~  seiner Fraktion: ,Wir be- 
grüßen den eingeschlagenen Weg. den Ein- 
stieg in Studienkonten oder -gutscheine. 
Ahnlich wie Preise in der Marktwirtschaft 
sorgen sie für mehr Wettbewerb im Hoch- 
schulbereich, für eine bessere Ressourcen- 
lenkung und führen über Nachfragemacht 
zur Qualitätssteigerung." Der Sprecher for- 
derte, dass die Einnahmen aus den Ge- 
bühren den Hochschulen - .in vollem Um- 
fang und ohne Abstriche an anderer Stelle" 
- zufließen müssten. Die FDP biete ihre 
konstruktive Mitarbeit bei der Umsetzung 
an. 

Dr. Ruth Seid1 (GRÜNE) monierte. die zum 
Modell vorgelegten Eck1 
in sich geschlossenes 
Konzept' dar. Die Ein- 
führung von Bildungs- 
gutscheinen allein rei- 
che nicht aus: .Erst 
durch transparente 
Qualitätsstandards und 
eine gute Beratung 
können Studierende 

~odell'die ~o rde run~  nach Einführung von wirklich 
Studiengebühren schon für ein erstes be- über die Wahl der Bil- 
rufsqualifizierendes Studium vom Tisch sei- dungseinrichtung ent- 
en. scheiden." Sie kOmpe" machte L A 

darauf aufmerksam, dass d i ~  .srant- 
Manfred Kuhmichel (CDU) wertete das so: wortung für zügiges Studieren nicht allein 
Die SPn-Wiaaannchaftsministerin und die bei den Studierenden, "sondern ebenso bei 

rot-grüne Regierungs- den Hochschulen liegt'. 
koalition unterstützen 
in NRW erstmalia ein Wissenschattsmlnlsterin Gabriele Beh- 
Modell zur ~inführung ler (SPD) wies Studiengebühren nach den 

3 
von Studiengebühren? Vorstellungen 
Angesichts positiver CDU entschieden zu- 
Erfahrungen wie in Ba- rück: Sie wälzten die 
den-Württemberg sei Verantwortung allein 
man offenbar im Lande auf die Studierender 
darauf aus, die bisher ab, spalteten, wenn si6 
eingenommene Nach- fürs Erststudium erho- 
reiterrolle aufzugeben; ben würden, die Ge- 
das konne der CDU nur sellschaft und lagen 

recht sein. Aber dennoch sei an dem vorge- nicht mehr auf der 
schlaaenen Modell der Studienkonten im Hohe der Zeit denn in 

entiert haben, sondern sinnvollerweise am 
übermäßigen Ressourcenverbrauch". Dar- 
auf müsse man setzen bei der Steuerung 
einer angemessenen Verteilung auch von 
Verantwortlichkeiten zwischen Staat, Hoch- 
schule und einzelnen Studierenden. Der 
Sprecher: .Wir halten nichts von diesem un- 
differenzierten Mittel der Langzeitstudien- 
gebühren." 

Rudolf Henke (CDU) kam zu dem Schluss: 
,,Dieses Modell ist hoch kompliziert und 
sehr aufwendig. Es ist ein Modell, das jedem 
Mathematikgenie zur Ehre gereicht" Mit der 
Aktuellen Sunde zu Studienkonten stehe 
fest, .Sie nehmen die Debatte über die Ei- 
genbeteiligung auf". 

Dletrich Kessel (SPD) sagte. man werde 
bei der Umsetzung darauf achten, dass das 
Modell von den Hochschulverwaltungen 
und .erst recht" von den Studierenden ein- 
fach zu handhaben sei. Es werde nicht zu 
einem großen verwaltungsmäßigen Auf- 
wand kommen. 

Dr. Ruth Seldl (GRÜNE) sah Änderungsbe- 
darf in zwei Punkten. Die Bildungsgut- 
scheine dürften kein Sparinstrument sein; 
zudem dürfe die Verwendbarkeit des Gut- 
habens für Studium und spätere Weiterbil- 
dung nicht an eine Höchststudiendauer ge- 
knüpft sein, weil sonst der Vorteil der Flexi- 
bilität verloren ginge und Studierende be- 
nachteiligt würden, die wegen Kindererzie- 
huno oder Unterhaltserwerb nur Teilze~t stu- 
dieren könnten 

'hinisterin Gabriele Behler (SPD) meinte, 
;icher wäre es von Vorteil, wenn Ver- 

gleichbares für die ganze Republik einge- 
führt würde, .aber es geht auch unabhängig 
von der Beteiligung der anderen Länder. 

Manfred Kuhmkhel (CDU) verwandte sich 
für die Selbständigkeit der Hochschulen. 
Zur völligen ~utonomie gehöre aber auch 

~etailnoch vieles "unklar, widersprüchlich einem Land wie Groß- nach Auffassung der CDU, .dass sie die 
und absolut unausgegoren". SO werde das britannien habe man Chance haben, über GebÜhrenmodeLle im 
NRW-Modell in anderen Bundesländern längst erkannt. dass .,Studiengebühren an eigenen Hause nachzudenken". 
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Im Frauenausschuss Erlass angekündigt 
Wohnungsverweis durch Polizei 

bei ,,Häuslicher Gewalt" I 
Der Ausschuss fGr Frauen~olitik ließ sich in der von Gerda Kieninger (SPD) geleiteten Sit- 
zung am 9. November 6inen Sachstandsbericht zur Anderung des ~olize&esetzes und 
des Ordnungsbehdrdengesetzes (Drucksache 13/1525) geben. Die 1. Lesung des Ge- 
setzentwurfs fand bereits statt. ebenso eine Anhöruno (Bericht siehe voriae Ausaabe). 
Der Vertreter des lnnenminisieriums, Leitender ~in6terialrat Dr. Hennik ~ e g t h e i k  
fasste in seinem Bericht den Sachverhalt kurz zusammen. Es sei vorgesehen, gewalttä- 
tige Ehemänner zweimal bis zu zehn Tagen aus der gemeinsamen Wohnung weisen zu 
können. Auch sollten diese in schweren Fällen bis zu zwei Tage in Haft genommen wer- 
den können. 

Bei der anschließenden Diskussion wollte 
Marianne Hürten (GRUNE) wissen, was 
konkret im Innenministerium an unterge- 
setzlicher Regelung geplant sei. Weiter in- 
teressierte sie, in welchem Umfang bei der 
Polizei aufgrund der Gesetzesänderung 
Weiterbildungsbedarf bestehe. Dazu sagte 
Dr. Tegtmeier, das Ministerium habe bereits 
Anleitungen an die Polizei gegeben, wie zu 
verfahren sei. "Konkrete Handlungsanlei- 
tungen" könnten aber erst erstellt werden, 
wenn man wisse, „was Sache" sei. Bei der 
Weiterbildung sei eine "integrierte Fortbil- 
dung" vorgesehen, d. h. eine Fortbildung vor 

Staatssekretär Dr. Josef Fischer vom So- 
zialministerium teilte mit, der Integrations- 
beauftragte solle nicht nur für ausländi- 
sche Zuwanderer, sondern auch für Spät- 
aussiedler zuständig sein. Der Integrati- 
onsbeauftragte werde die Landesregie- 
rung regelmäßig über seine Arbeit infor- 
mieren und sie auch bei der Integrations- 
offensive unterstützen. Jedes Ressort der 
Landesregierung solle zudem einen An- 
sprechpartner für den Beauftragten benen- 
nen. 
Anschließend stellte der Staatssekretär die 
Struktur und Ausstattung der neu zu schaf- 
fenden Stelle dar. Der Integratiinsbeauf- 
tragte werde direkt an das Sozial- 
ministerium angebunden und habe eine 
.unmittelbare Verantwortung an die Haus- 
spitze'. Für das Amt stünden 550 000 Euro 
bereit. Die Mittel würden verwendet für die 
Besoldung des Beauftragten, der im Rah- 
men eines Werkvertrags eingestellt wer- 
den solle, sowie für einen kleinen Mitarbei- 
terstab. Dieser solle aus einem wissen- 
schaftlichen Mitarbeiter und einem Verwal- 
tungsmitarbeiter bestehen. Ebenso sollten 
Veranstaltungen aus den zur Verfügung 
stehenden Mitteln finanziert werden. 

Jährlich 25000 
Zuwanderer in Unna 
Im Jahr 2000 wurden in der Landesstelle für 
Aussiedler, Zuwanderer und ausländische 
Flüchtlinae UnnaIMassen 21 000 Soataus- 
siedler G d  rund 4000 jüdische ~migranten 
betreut. Das teilte die zuständige Sachbear- 
beiterin des Ministeriums im Unterausschuss 
Personal auf eine Frage des Vorsitzenden Hel- 
mut Stahl (CDU) im Rahmen der Haushalts- 
beratunqen mit. Für das Jahr 2002 rechnet 
aie -anÖesslelle wieder mit einem Zuzug von 
etwa 25 000 Spataussiedlern und Emigranten. 

Ort in den Polizeipräsidien. Sobald das Ge- 
setz beschlossen worden sei. würden aus 
jeder Polizeibehörde einige Beamte zu zen- 
tralen Kursen zusammengefasst, um als 
Multiplikatoren in ihren jeweiligen Polizei- 
präsidien zu dienen. 
Die Vertreterin der FDP. Brigitte Capune-Kit- 
ka, merkte an, Polizisten hätten die Befürch- 
tung geäußert, dass vermehrt Verwaltungs- 
aufgaben auf sie zukämen. Dies verneinte 
Dr. Tegtmeier. Renate Drewke stellt für die 
SPD fest, der Tatbestand „Häusliche Ge- 
walt" stelle kein neues Problem dar. Es korn- 
me nur zu einer neuen Gesetzeslage durch 

Fur unsatze Dei gewaiffafigen Famriienstreitigkeiten 
werden NRW-Polizisten in den nächsten Jahren ge- 
schult, weil geänderte Rechtsgrundlagen neue Maß- 
nahmen wie Wohnungsvenveis ermöglichen. Bild: 
Polizeimeisterin r A. Park und Polizeihauptmeister 
Triebe vor dem Landtagsgebäude. Foto: Schalte 

ein Gewaitschutzgesetz auf Bundesebene. 
Sie betonte, NRW sei ,.Spitze, was sie Ande- 
rung des Poiizeigesetzes angeht". Nur 
Mecklenburg-Vorpommern sei kren Infor- 
mationen nach ähnlich weit. Marianne Hür- 
ten wollte in einer Nachfrage noch einmal 
wissen. was zur Umsetzung des Gesetzes 
konkret geplant sei, z. B. eine Rechtsverord- 
nung oder ein Erlass. Dr. Tegtmeier sagte 
dazu, es werde „auf Erlassebene laufen." 

Thomas Grunwaid 

Alle Fraktionen im Ausschuss einig: 

Führungsfrauen 

Neue Stelle Integrationsbeauftragte/r 
Der Ausschuss für hfigratronsange1ege~heiten beriet unter Leitung seinerVorsitzenden 
Britta Altenkamo-Nowicki (SPDJ am 8. November über die Berufuna eines Intearationsbe- 
auftragten durch die ~andesregierun~. In der 1. ~rgänzungsvorla~~zum ~aus~aialt 2002 ist 
die Stelle eines lntegrationsbeauftragten erstmals etatisiert. 

In der Aussprache begrüßten alle Fraktio- 
nen die Bestellung eines Integrations- 
beauftragten. Willi Zylajew (CDU) bezeich- 
nete dies als einen "vernünftigen und not- 
wendigen Schritt". Auch das vorgestellte 
Konzept fand seine Zustimmung: ,,Zur 
St~ktur  sagen wir eindeutig ja" Skeptisch 
sei er aber bei der geplanten Unter- 
stützung des Landeszentrums für Zuwan- 
derung. Für die FDP unterstützte Dr. Ute 

Zylajew gewandt, sagte sie: .Ich verstehe 
Ihre kritische Bemerkung zum Landeszen- 
trum nicht" Der GRUNEN-Vertreter Jamal 
Karsli sagte, er wünsche sich, .dass wir ge- 
meinsam die Stelle starken". 
Dr. Fischer machte noch einmal deutlich. 
dass auch die Sachmittel und die beiden 
dem lntegrationsbeauftragten zuarbeitenden 
Kriifte aus den zur Verfügung stehenden Mit- 
teln von 550000 Euro bezahlt würden. Er 

Dreckmann ebenfalls die Idee, einen Inte- betonte auch, dass das Landeszentrum 
arationsbeauftraaten zu bestellen. Sie be- nicht dem lntearationsbeauftraaten unter- 
bnte aber, 5500Ö0 Euro seien .eine Men- stellt werde, sondern es solle in hiner eige- 
ge Geld" und befürchtete die Entstehung nen Aufgabe gestärkt werden. Abschließend 
eines .WasserkopfsA. Daraufhin entgegne- sprach die Aukchussvorsitzende die Erwar- 
te Vera Dedanwala (SPDI. sie sehe keinen tuna auter Zusammenarbeit zwischen Aus- 
Wasserkopf. Auch sie begrüßte die Ent- sch';& und ~nte~rationsbeaunra~tem aus. 
scheidung der Landesregierung. An Willi Thomas Grunwald 

in der ~hanzverwaltun~ 
Von den 27150 Beamten in der NRW-Fi- 
nanzverwaltung sind 13550 Frauen, das 
sind 50 Prozent, und von diesen wiederum 
arbeiten 245 Frauen in Führungs- 
positionen (20 Prozent). Von den 12 Ange- 
stellten des höheren Dienstes in Füh- 
rungspositionen sind vier Frauen (33 Pro- 
zent, Stand: Ende 2000). Das geht aus der 
Antwort des Finanzministers auf einen Auf- 
trag des Haushaltsausschusses hervor 
(Vorlage 13/974). 

Neue Bäume 
an Landesstraßen 
In einer Kleinen Anfrage stellten die GRÜ- 
NE-Abgeordneten Peter Eichenseher und 
Reiner Priggen fest, dass der Landesbetrieb 
Straßenbau kaum noch Alleen oder Baum- 
reihen anlege, obwohl das bedeutende Ele- 
mente der Kulturlandschaften seien. Das 
Verkehrsministerium sieht das auch so und 
antwortete, in geringerem Abstand als 450 
Meter könnten Bäume hinter Schutzeinrich- 
tungen gepflanzt werden, wenn der Wir- 
kungsbereich das zulasse (Drs. 13/ 1688). 
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Magnetschwebebahn 

Finanzierung des Metrorapid 

Mit 4,5 Milliarden Mark vom Bund gerechnet 
Die dem Unterausschuss Metrorapid des Verkehrsausschusses zugesagte Finanzie- 
rungsstudie zum Projekt Metrorapid wurde dem Landtag kürzlich von Verkehrsminister 
Ernst Schwanhold (Foto) Übermittelt. Die Studie der Deutschen Bank geht von Investi- 
tionskosten von 7.2 Milliarden Mark für die Strecke Dortmund - Düsseldorf aus. Der 
Bundeszuschuss soll bei 4,5 Milliarden Mark liegen. b 

Die Einnahmen beim Betrieb des Metrora- ge Rolle. Der verbleibende Betrag muss als I 
oid eroeben sich laut Studie der Deutschen Fremdfinanzierung aufgebracht werden. 

Dazu konnen laut Studie sowohl Darlehen 
in Form von Bankkrediten gehören als 
auch die Kapitalbeschaffung durch Anlei- 
hen. Bei den Anleihen sieht die Deutsche 
Bank zwei denkbare Möglichkeiten: Zum 
einen eine direkte Beschaffung des 
benötigten Kapitals durch das Land ( z .  B. 
eine NRW-Anleihe), zum anderen eine Be- 
schaffuna durch eine Metroraoid-ProieM- 

8 ~ ~ - . . - -  - -  ~ ~ 
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Bank hauptsäch- 
lich aus Ticket- 
verkäufen im 
Rahmen des 
Verkehrsverbun- 
des Rhein-Ruhr 
(VRR), wobei 
dort neben dem 
Fahroreis ein Zu- 

elles Regelwerk dafür. Die Deutsche Bank 
kommt zu dem Ergebnis, dass das für den 
Metrorapid benötigte Kapital in ausreichen- 
dem Maß am MarM vorhanden ist. 
Bei der Sitzung des Unterausschusses 
Metrorapid am 6. November fragten Abge- 
ordnete der CDU. ob das Land NRW den 

schlag von drei gese~~scti'aft (indirekte ~apitalbeschaffbng) vollen ~undeszuschuss in Höhe von 4.5 
Mark pro Einzel- unter „einer Garantie bzw. Bürgschaft der Milliarden Mark erhalten werde. Staatsse- 
fahrschein erho- öffentlichen Hand im Rahmen der „Public- kretär Jörg Hennerkes vom Verkehrs- 
ben werden soll. Private-Partnership". Allerdings besteht ministerium sagte, davon gehe die Landes- 
Hinzu kommen laut Studie in Deutschland noch kein offizi- regierung aus. Thomas Grunwald 
noch weitere Ein- 
nahmen aus dem 
Verkauf von 
Fahrscheinen an 

rern- unu riuareisende. Die Gesamterlose 
Hoch qualifizierte Gewerbeaufsicht 

sollen sich dabei auf 339,5 Millionen Mark 
(ohne Einbindung von Mülheim) und 356,9 
Millionen Mark (mit Einbindung von MÜI- 
heim) jährlich (in Werten des Jahres 2015) 
belaufen. Die jährlichen Betriebskosten 
des Metrorapid errechnet die Studie (eben- 

Der Petitionsausschuss unterstützt die Eingabe des mittleren technischen Dienstes bei 
der Gewerbeaufsicht. Er teilte den Petenten mehrerer Amter mit, für das Haushaltsjahr 
2002 sei die kostenneutrale Umwandlung von 12 weiteren Stellen vorgesehen. Im Haus- 
haltsgesetz 2000 sei ein Überleitungsgesetz eingearbeitet worden, durch das Verbesse- 
rungen erreicht worden seien. 

falls auf das Jahr 201 5 bezogen) mit 122,l 
Millionen bzw 128.1 Millionen Mark (oh- 
nelmit Mülheim). Die Beamten des mittleren technischen derungen für die 184 Bediensteten der Ge- 
Bei der Finanzierung der Investitionskos- Dienstes hatten eine gerechte Vergütung werbeaufsicht hingewiesen. Es gebe keinen 
ten spielt der Bundeszuschuss eine wichti- gefordert und auf ständig steigende Anfor- anderen Bereich. in dem eine so hoch qua- 

- lifizierte externe Ausbildung. so hoher Sach- 
und Fachverstand gefordert werde. aber so 
schlechte Beförderungschancen bestün- 
den. Auch das Umweltministerium weist 
darauf hin, dass die Beamten in der Regel 
selbständig arbeiten und die gleichen Auf- 
gaben wie die Kolleginnen und Kollegen 
des gehobenen Dienstes erledigen. Ihre Un- 
zufriedenheit sei besonders verständlich . vor dem Hinterarund. dass der mittlere 
Dienst bei der ~Ölizei 'schon umgewandelt 
worden sei. 
Der Petitionsausschuss übermittelte seine 
unterstützende Stellungnahme. zusammen 
mit der Befürwortung des Umweltministeri- 
ums, dem Haushaltsausschuss zur Berück- 
sichtigung in den laufenden Haushaltsbera- 
tungen (Vorlage 131999). C 
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- - a Petitionsausschuss 

-b 
Kinder haben Rechte - so 1st es in der Konvention der Vemnten Nationen aus dem Jahr fQü9 fest- 
gelegt drp, Deutschland 1992 ratifiziert hat Um dre Rechte des Kindes bekannt zu machen und umzuset- 

Bürgersprechtag 
fand großes Echo 
Der ~et i t i~sausschuss veranstaltete sei- 
nen zweiten Bürgersprechtag. Er fand im 
Versorgungsamt in Dortmund für den Ein- 
zugsbereich der Bezirksregierung Arnsberg 
statt. Zwischen 10.00 und 18.00 Uhr berie- 
ten die Abgeordneten mehr als 80 Bürgerin- 
nen und Bürger in Einzelgesprächen. In 
zwei Fällen konnten Probleme sofort gelöst 
werden. Der Petitionsausschuss will die 
Praxis von offenen Sprechstunden fortset- 
zen und denkt dabei auch an seine neuen 
Räume in der Villa Horion in Düsseldorf. 

;W, hat der Westdeutsche Rundfunk (WDR) einen Preis ausgesem der schon dreimal verliehen worden 
ist und dessen Prmsekonferenz als Aufiaki zum vierten Wenbewerb im Lendtao steffaefunden hat Der . WDR-Preis für die Rechte des Kindes'richtet sich an Einzelpersonen, Gmppen ondinititutionen im Lan- 
de; bewerben kdnnen sich Kinder und Erwachsene. Der Preis ist mit 10000 DM dotiert und wird für Ini- 
tiativen ausgelobf, die die Kindemechte in NRW,vorbiidiich und unkonventionell umsetzen: - Unser Bild 
zeigt von V r.: Rod1 Tarneden, UNlCEFPressesprecher. Landtagspräsident Ulrich Schmidt, Karin Ciement. 
Ehefrau des NRW-Ministefprdsidenten und Schirmherrin des Kinderrechtsprelses, WoMgang Schmitz, 
stellvertretender Hdriunkdlrektor WOR und Bergit Fesenfeld, hitiatorin und Koordinatorin des WDR-Pro- 
jekts .Kinder haben Rechte". h t o :  Schälte 
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An der BEG seien Land und Bahn zu je 50 
Prozent beteiligt. Die Gesellschaft solle ,.in 
hohem Maße bahnspezifisches Know-how 
besitzen, aber auch den städtebaulichen, 
verkehrspolitischen und ökologischen Be- 
langen der Kommunen kompetent Rech- 
nung tragen". Ende Oktober, so der Staats- 
sekretär, solle der Bahnvorstand über das 
NRW-PiiotprojeM entscheiden. Bahnflächen 
für kommunale Entwicklungspiäne zu mobi- 
1,sieren. Nach einer Kabinettsentscheidung 
solle im November die erste Aufsichtsrats- 
sitzung der BEG stattfinden, damit spätes- 
tens Anfang Dezember das operative Ge- 
schäft aufgenommen werden könne. 
Für den Bahnflächenpool sind im Haushalt 
2001 erstmals Mittel eingestellt, die ins 
nächste Jahr übertragen werden können. 
Die Mitwirkung der Kommunen solle, so der 
Sachstandsbericht, als Chefsache behan- 
delt werden. Die Kommunen sollten auf 
möglichst vielen Grundstücken wertstei- 
gernde Nutzungen ausweisen. Die BEG soll 
ferner den Kommunen ein Erstzugriffsrecht 
zum Erwerb der Bahnliegenschaften garan- 
tieren. 
Heinz Wirtz (SPD) äußerte sich zufrieden, 
dass es beim Bahnflächenpool vorangehe. 
Vor allem bei Bahngrundstücken in expo- 
nierter Lage solle die kommunale Stadtent- 
wicklung vorangetrieben werden. Wirtz wie 
auch Manfred Palmen (CDU) wollten wis- 

Förderung des De 
Für das Ministerium für Schule, Wissen- 
schaft und Forschung (MSWF) führte Minis- 
terialrat Dr. Norberl Reichel aus, dass es 
zwei Arten von Unterstützung für mittel- 
und südosteuropäische Länder gebe: 
Uberlassung von Lehr- und Lernmitteln so- 
wie Bereitstellung von Lehrern. Bis zum 
Jahr 2000 seien dafür 183000 Mark an 
Mitteln bereitgestellt worden. Von dieser 
Summe seien 17 Prozent nach Ungarn ge- 
gangen Dr. Reichel erläuterte aber, dass 
gleichzeitig die Zahl der Empfängerländer 
weiter angewachsen sei, sodass sich der 
Anteil für jedes Land dadurch verringert 
habe. Konkret für Ungarn habe dies zur 
Folge gehabt, dass die Lehrbuchspenden 
nach Ungarn insgesamt 15000 Mark be- 
tragen hätten, während es 1998 nur noch 
1 500 Mark gewesen seien. 
Bernhard von Grünberg (SPD) sagte, er ge- 
he davon aus, dass das Fachministerium 
intensiv mit den Schulbuchverlagen zu- 
sammenarbeite. Gleichzeitig merkte er an, 
es sei ~m Grunde genommen nicht mehr 
ausschlaggebend, ob von einem Schul- 
buch etwa 100 000 oder 120 000 Exempla- 
re gedrucM werden: Er wolle daher wis- 
sen, ob Über gemeinnützige Modelle nicht 
auch die Schulbuchverlage .mit ins Boot" 
zu bekommen seien. 

Euro aausschuss will 
Schufbuchver~a~e 
mit ins Boot nehmen 

Die CDU-Abgeordnete llka Keller teilte mit, 
dass die Delegation des Ausschusses für 
Eumpa- und Eine-Welt-Politik bei ihrer Rei- 
se auf das Problem angesprochen worden 
sei. Sie wolle sich .mit aller Energie" für ei- 
ne Lösung einsetzen. Dem Vorschlag des 
Abgeordneten von Grünberg zur Prüfung 
gemeinnütziger Modelle in Kooperation mit 
den Schulbuchverlagen stimmte sie zu. 
Frau Keller schlug zudem vor, Dr. Reichel 

Bahnflächenpool: ,,Es geht voran" 

Kommunalpoliti ker für zweiten Sitz 
wegen der ländlichen Räume 

Im Ausschuss für Kommunalpolitik berichtete Staatssekretär Morgenstern (Stadtebau- 
ministerium), zum ,,Bahnflächenpool NRW' habe das Minkterium mit der Deutschen 
Bahn AG (DBAG) fünf Vertri4ge ausgehandelt, darunter den Vertrag zur Errichtung und 
Aufgabenstellung der .BahnflCichenEntwicklungsGeseIIschafi NRW (BEG)". Die BEG soll. 
laut Sachstandsberlcht des Ministeriums (Vorlage 13/873), .in enger Kooperation mit den 
Städten und Gemeinden zügig eine stadtebaulich sinnvolle und dkonomisch tragfahlge 
Neuordnung und Integration der Bahnliegenschafien herbeiführen. um sie anschließend 
für den Eigentümer zeitnah vermarkten zu kdnnen: 

Sen, warum „für die Erhaltung stadtbildprä- 
gender Liegenschaften und Gebäude" Mit- 
tel der Gemeindefinanzierung verwendet 
würden. 
Das Städtebauministerium antwortete. für 
die Kommunen solle es zu reellen Ankaufs- 
werten bei den Bahnflächen kommen. Mit 
den Untersuchungen zum Marktwert solle 
ein wirklich fairer Preis ermittelt werden, al- 
so mit allen Lasten. 
Manfred Palmen und Heinz Wirtz forderten, 
dem Städte- und Gemeindebund und dem 
Städtetag jeweils einen Sitz im (zehnköpfi- 

gen) Aufsichtsrat einzuräumen, da es sehr 
unterschiedliche Interessen von kleinen Ge- 
meinden und Großstädten gebe. Der Staats- 
sekretär sagte eine Uberprüfung der Sitz- 
verteilung zu. Insgesamt seien die Ge- 
spräche mit der DBAG schwierig, da auch 
zehn Jahre nach der Privatisierung der 
Bahn deren Strukturen noch sehr komplex 
und die Abstimmung innerhalb der Bahn 
sehr langwierig seien. Auch achte die Bahn 
darauf, dass für Folgemodelle in anderen 
Bundesländern keine .unglücklichen" Vor- 
gaben entstünden. 

!U tschun terrich ts in ungarischen Schulen 
Im Ausschuss für Europa- und Eine-Welt-Politik stand unter anderem die Förderung des 
Deutschunterrichts in ungarischen Schulen durch Buchspenden auf der Tagesordnung 

solle sich in seinem Ministerium sachkun- Das Problem bestehe nicht nur in Unaarn. 
dig machen und mit Landtagsvizepräsi- sondern auch in Rumänien, machte 
dentin Edith Müller-die an der Sitzung nicht ele Sikora (SPD) deutlich. Sie wolle daher 
teilnehmen konnte, kurzschließen, in wel- die Lösung nicht nur auf Ungarn begrenzt 
cher Form eine Lösung des Problems wissen. Dr. Reichel nannte noch weitere 
möglich sei. D i s  sicherte Ministerialrat Dr. Länder, die ebenfalls betroffen seien. 
Reichel zu. Thomas Grunwald 

(Vorsitzende GIS& wksken, W) vor&tellt. Über beupolitischs Zielseizungen beim Llege&hafts- 
betrieb reler~erte avldmelben Sitzung der Sprechw dw GescMttstOhrung des Bau- und Lie&nschat(s- 
Detriebs, Ferdinand i7ggemenn (2 V. 1). Links im Blld StsafssehreMr Manlred Morgenstern vorn Ministenurn 
Ur stddtebau und wchnen, ~uriur uni Spm. Foto: Schdne 
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Verkehrsausschuss in Italien und der Schweiz 
Unter Leitung des Vorsitzenden Manfred Hemmer (SPD) informierte sich eine Kom- 
mission des Verkehrsausschusses in Italien und in der Schweiz über beispielhafte Lö- 
sungen aus den Bereichen Schienenverkehr, Öffentlicher Personennahverkehr, Güter- 
verkehr und Luftfahrt sowie über Losungen mit Telematik. In ltalien wird zurzeit von der 
neuen Reoieruna ein 240-Milliarden-Proaramm für die Verbesseruna der Venehrsinfra- 
struktur ~Gaße/Schiene für zehn Jahre a;fgelegt, das auch die ~ e s c h l e u n i ~ u n ~  und Ver- 
einfachung von Verwaltungs- und Planungsverfahren umfasst. Die Schweiz finanziert 
aus der Schwerverkehrsabgabe den Ausbau und die Leistungssteigerung des Bahnan- 
gebots mit dem Mobilitätskonzept ,,Bahn 20000 Außerdem gibt es Uberlegungen, die 
Forschungen für eine unterirdische Magnetschwebebahn im Teilvakuum voranzubrin- 
gen. Nachstehend Auszüge aus dem Reisebericht von Harald Holler (Landtagsverwal- 
tung). 

Die italienischen Ausbaumaßnahmen für 
Hochgeschwindigkeitszüge bestehen im 
Wesentlichen aus den Verbindungen Nea- 
pel-Rom-Florenz-Mailand oder Venedig 
sowie in Ost-West-Richtung zwischen Ve- 
nedig und Turin. Die Strecken werden wie in 
Deutschland von allen Zuggattungen befah- 
ren. Für die DB Cargo ist der Verkehr mit der 
Italienischen Bahn FS der umsatzstärkste 
internationale Güterverkehr. 
„Eurostar Italia" heißen die Hochgeschwin- 
digkeitszüge der italienischen Bahn, die 
Rom und Mailand mit höchstzulässigen 300 
Stundenkilometern verbinden. Der Pendoli- 
no hat ltalien eine führende Rolle bei Neige- 
technik-Zügen eingebracht. Zwischen Stutt- 
gart und Mailand verkehrt der Pendolino 
,.CisalpinoU. 
Bei Mailand liegt mit dem Terminal Busto 
Arsizio ein wichtiger Knotenpunkt im eu- 
ropäischen Shuttlezug-Verkehr von Sizilien 
bis Schweden. Täglich werden hier mehr als 
30 Shuttlezüge abgefertigt. Somit ist die An- 
lage eine bedeutende Schnittstelle auf zahl- 
reichen wichtigen Relationen im europäi- 
schen Güterverkehr. 

Sizilien-Schweden 

Die Schweiz betreibt eine ökologisch orien- 
tierte Verkehrspolitik und setzt auf eine le- 
bensfähige Bahn. Im Herbst 1999 stimmten 
bei einer Volksbefragung 57,3 Prozent der 
Schweizer Bürger für die Einführung einer 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA). Als erstes 
Land Europas führt die Schweiz ab dem 
Jahr 2001 eine Lenkungsabgabe ein, die 

den schweren Straßengütewerkehr nach 
Fahrstrecke, Ladegewicht und Schadstoff- 
ausstoß besteuert. Der LSVA unterliegen in- 
und ausländische Fahrzeuge für den Perso- 
nen- und Gütertransport mit einem Gesamt- 
gewicht von über 3.5 Tonnen. Der Tarif be- 
trägt emissionsabhängig 0,0124 Euro bis 
0,0088 Euro pro Tonne Gesamtgewicht und 
gefahrenen Kilometern. Die Gütertransport- 
unternehmer erhalten die rund 808 Euro 
teuren Erfassungsgeräte gratis, nur für die 
Einbaukosten (311 Euro) müssen sie selbst 
aufkommen. 

Schwerverkehrsabgabe 

Der Staat muss jetzt zwei Drittel der Einnah- 
men aus der Schwerverkehrsabgabe für öf- 
fentliche Verkehrsmittel einsetzen. Damit ist 
die Verwirklichung eines modernen Bahn- 
netzes gesichert und auch der Trend zum 
Abbau des Regionalverkehrs, der ein we- 
sentlicher Zubringer zum Transitverkehr ist, 
gestoppt. Daneben hoffen die Verantwortli- 
chen, dass die Bahn auch im Güterverkehr 
wieder aufholt. Eine SBB-Reform erlaubt 
Dritten den Zugang zum Schienennetz und 
damit Wettbewerb auf der Schiene. 
Für den Fernverkehr stehen modernisierte 
Wagen des bisherigen Parks sowie IC-Dop- 
pelstockwagen und IC-Neigezüge zur Ver- 
fügung. Sowohl der deutsche ICE wie auch 
der französische TGV fahren in der 
Schweiz. Zwischen Stuttgart und Mailand - 
über Zürich -verkehrt der oben bereits er- 
wähnte Cisalpino, ein Neigezug italienischer 
Fertigung. Im Nahverkehr sind insbesonde- 
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re das S-Bahn-System in Zürich und die 
Niederflurfahrzeuge der Bern-Lötsch- 
berg-Simplon-Strecke zu erwähnen. 
Mit dem Projekt Bahn 2000 verfolgt die 
Schweiz ein ausgeklügeltes Knotenpunkt- 
System. Stündlich oder halbstündlich treffen 
sich Intercity-Schnell- und Regionalzüge 
sowie andere regionale Verkehrsträger 
(Schiene und Straße) in den Knotenbahnhö- 
fen. Zur Beschleunigung des Betriebes sind 
betriebliche und bauliche Maßnahmen er- 
forderlich. Aus Kostengründen wurden ur- 
sprüngliche Pläne revidiert: konsequentere 
Nutzung von moderner Betriebsleit- und 
Fahrzeugtechnik anstatt kostspieliger Neu- 
baumaßnahmen. Das Gesamtprogramm 
wird im Jahre 2005 abgewickelt sein. 

Bahnfreundliche Schweiz 

Die Schweiz als bedeutendes Transitland im 
Nord-Südverkehr hat alpenquerende Schie- 
nenwege. deren Leistungsfähigkeit erhöht 
werden muss. Deshalb gibt es Planungen 
zum Bau des Gotthard- und des Lötsch- 
berg-Basistunnels mit Gesamtlängen von 
57 und 35 Kilometern, beide mit getrennten 
Tunnelröhren. 
Die leistungserbringenden Verkehrsunter- 
nehmen haben sich seit dem Systemwech- 
sel 1996 größtenteils wettbewerbsfähig ge- 
macht. Es wird nun erwartet, dass dies auch 
die Bestellerseite macht. Dies dürfte dem 
Wettbewerb im schweizerischen Regiona- 
len Personenverkehr eine neue Dimension 
geben. 
Eine wichtige Komponente des Angebots 
im Schienenverkehr ist die BLS Lötschberg- 
bahn AG mit Sitz in Bern. Sie ist ein selb- 
ständiges und privatwirtschaftlich geführtes 
Unternehmen, das erfolgreich im Alpentran- 
sit-Güterverkehr und im Personenverkehr 
auf der Nord-Süd-Achse über den Lötsch- 
berg sowie im Regionalverkehr eine führen- 
de Rolle einnimmt und dabei über eigene 
Bahninfrastrukturen verfügt. Das Strecken- 
netz umfasst rund 250 Kilometer Normal- 
spur. IC-Züge der BLS verkehren in weiten 
Teilen der Schweiz - vorwiegend auf der 
Achse Basel-Bern-lnterlaken/Brig. Um- 
gekehrt fahren über die Lötschbergachse 
Intercity-Züge der Schweizer,, Bahn sowie 
Eurocity-Züge wie der EC LOTSCHBERG 
via Köln voninach Hamburg, der EC MAT- 
TERHORN vonlnach Wiesbaden, der EC 
VAUBAN Brüssel-Mailand sowie der Nacht- 
zug ROMA von Basel nach Rom. Auf dem 
Streckennetz fahren drei europäische 
Hochleistungszüge: der deutsche ICE, der 
italienische Cisalpino und der französische 
TGV. 
Einige Zahlen: 6,5 Millionen Passagiere im 
Fernverkehr, 10,9 Millionen Passagiere lm 
Linienmanagement des Regionalverkehrs 
der S-Bahn Bern sowie 7,3 Millionen Ton- 
nen Cargo auf der Lötschberg-Simplon- 
Route. Diese Route stellt eine direkte Ver- 
bindung zwischen Deutschland bzw. Frank- 
reich und ltalien dar mit den Primärzielen 
Po-Ebene und Ligurische Häfen. Ab diesem 
Jahr verfügt die Strecke über ein ausrei- 
chend dimensioniertes Durchfahrtsprofil für 
den Transport von Lastwagen im Rahmen 
der „Rollenden Autobahn" sowie Sattelauf- 
leger und Großcontainer im unbegleiteten 
kombinierten Verkehr. Nach Fertigstellung 
des Lötschberg-Basistunnels im Jahr 2007, 
der von einem Tochterunternehmen der 
BLS gebaut wird, sind weitere Kapazitäts- 
und Qualitätssteigerungen vorprogram- 
miert. 
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Weiterbildung muss 99 

ihren ganzheitlichen 
Ansatz beibehalten" 
Die 7. Weiterbildungskonferenz des 
Ausschusses für Schule und Weiterbil- 
dung unter dem Vorsitz von Dr. Heinz- 
~ö rg~ckho ld  (CDU) stand in ihrer ersten 
Hälfte unter dem Leitthema .Der Bertrag 
der Weiterbildung zur lntegration in 
Nordrhein-Westfalenm. Hintergrund die- 
ses Mottos war, dass angesichts der 
jüngsten Anschläge islamistischer Extre- 
misten nach Ansicht der Landesorgani- 
sationen der Weiterbilduno der interkul- 
turelle Dialog fortgesetzt -werden muss. 
Der zweite Teil der Weiterbildungskonfe- 
renz (WBK) war der Verantwortung des 
Landes bei der Umsetzuno des novelller- 
ten ~veitefbtldungsgeseb'es gewidmet. 

Die Leiterin des Landeszentrums für Zu- 
wanderung in Solingen, Dr. Lale Akgün, be- 
tonte die Bedeutung der Sprache für eine 
schnelle und nachhaltige lntegration von 
Migrantinnen und Migranten. Die Sprachför- 
derung, also Angebote zum Erlernen der 
deutschen Sprache. sei ein klassisches Ar- 
beitsfeld vieler Weiterbildungsträger. Das 
Verständnis von Weiterbildung umfasse 
darüber hinaus neben der beruflichen Bii- 
dung die allgemeine Erwachsenenbildung. 
Auf diese Errungenschaft sei die deutsche 
Weiterbildung zu Recht stolz. Es bleibe aber 
die Frage, wie Migrantinnen und Migranten 
künftig besser in das Regelangebot der 
Weiterbildungseinrichtungen einbezogen 
werden könnten. Der Weiterbildung als vier- 
ter Säule des Bildungssystems komme für 
die interkulturelle Entwicklung der Gesell- 
schaft eine weitere Verantwortung zu. Neh- 
me man den Satz ernst, dass lntegration 
keine Einbahnstraße sei. dann müsse die 
Weiterbildung auch für Zielgruppen der so 
genannten Mehrheitsgesellschafi besonde- 
res Augenmerk erfahren; dies berühre den 
Bereich des interkulturellen und antirassisti- 
schen Lernens. Adäquate Bildungsangebo- 
te für alle Bevölkerungsgruppen zu schaf- 
fen, sei dabei eine der zentralen Aufgaben 
in einer offenen Gesellschaft 

Ingibjörg PBtursd6nir, Leiterin des FIMA- 
Projekts und des Bildungswerks Mufti Kulti 
in Lünen, erklärte. im Bildungswerk habe 
man sich die Ziele gesetzt, Migranten und 
Migrantinnen in die Weiterbildungsiand- 
schaft verstärkt einzubeziehen und somit 
den lntegrationsprozess durch Bildung zu 
fördern und Ausgrenzung und Diskriminie- 
rung entgegenzuwirken. Des Welteren solle 
das Interesse der deutschen Bevölkerung 
für interkulturelle Angebote angeregt wer- 
den. um bewusst zu machen, lntegration ist 
kein einseitiger Prozess, in dem nur Anpas- 
sungsleistungen für die Gruppe der Minder- 
heit im Lande geboten werden, sondern ei- 
nen gegenseitigen, bereichernden Prozess 
darstellt. 
Dr. Wolfgang Isenberg, Thomas-Morus-Aka- 
demie Bensberg, stellte das Projekt Merha- 
ba vor. Es steht für „guten Tag" und wendet 
sich an - in erster Linie studierende - jun- 
ge türkische Frauen. Die Projektleitung von 

Merhaba besteht aus einer Referentin türki- 
scher Herkunft und einem deutschen Refe- 
renten der Akademie. Dies gewährleiste die 
Anbindung an die Trägerkultur und das 
Trend-Scouting in der Zielgruppe. Deren 
Umfeld wird gleichberechtigt in der Steue- 
rung des Projekts verankert. Ein Arbeits- 
kreis, dessen Mitglieder in Planung und 
Durchführung der Seminare einbezogen 
wird, hilft, den Projektverlauf zu reflektieren 
und in ausführlichen Nachbereitungen The- 
men für dle Seminare zusammenzustellen. 
Die Volkshochschuie Düsseldorf wurde ver- 
treten durch Dr. Martin Menges. Nach sei- 
nen Worten sind Kenntnisse in der deut- 
schen Sprache unverzichtbare Voraus- 
setzung zur Beseitigung sozialer Benach- 
teiligungen und zum Erreichen schulischer, 
beruflicher und gesellschaftlicher Erfolge. 
Menges betonte, die Volkshochschulen 
ließen sich dabei gern in die Pflicht nehmen. 
Sei seien bereit, mitzumachen und hatten 
die Kompetenz dazu. In 138 VOlkshoch- 
schulen des Landes seien in diesem Jahr 
58 000 Teilnehmer an Deutschkursen regio 
tr'iert worden. An der VHS Düsseldorf bei- 
spielsweise gab es durchschnittlich 140 
Teilnehmerfinnen pro Semester. Die Qualifi- 
kation und das Qualitätsniveau für die Do- 
zenten sei hoch. Als Prüfungsanbieter habe 
die VHS eine Art Qualitätskontrolle einge- 
führt Zirka 400 Teilnehmer pro Jahr legen 
die Sprachprüfung ab und erhalten ein Di- 
plom. Die Volkshochschulen seien aller- 
dings keine Sprachschulen. Sie böten 
Deutsch als kemdsprache als Einstiegsan- 
gebot an. Darüber hinaus werden Kurse in 
weiteren 27 ltremdsprachen durchgeführt. 
Die Volkshochsohulen ver#ünden sich als 
Träger der Vielsprhchigkeit, da Über Sprach- 
kenntnisse deutlich mehr Informationen 
über das Gastgeberland transportiert wür- 
den. Sie seien- bereit und in der Lage, auf 
diesem Sektor weiter erfolgreiche Integrati- 
onsarbeit zu leisten; dazu sei jedoch wei- 
terhin die Unterstützung von Bund und Land 
erforderlich. 
Alle Fraktionen waren sich einig. dass Mittel 
für den in der gemeinsamen Landtags- 
entschließung formulierten Integrationsan- 
Spruch frei gemacht werden müssten. Dies 
dürfe aber nicht zu Lasten der Weiterbil- 
dungseinrichtungen geschehen. Es bestün- 
den keine Zweifel, dass die Weiterbildungs- 
einrichtungen fachlich in der Lage seien, die 
Intention der lntegrationsoffensive Nord- 
rhein-Westfalen umzusetzen. Dabei sei es le- 
gitim, den Bund mit in die PRicht zu nehmen. 
Im zweiten Teil der WBK (.Die Veraniwor- 
tung des Landes NRW bei der Umsetzung 
des novellierten Weiterbildungsgesetzes") 

betonte der Ausschussvorsitzende Dr. 
HeinzJörg Eckhold (CDU), der Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung werde auch in 
Zukunft. wie 1995 vom Parlament beschlos- 
sen. eine jährliche WBK durchführen. Eck- 
hold sagte dies mit Blick auf die vor kurzem 
erfolgte Mitteilung der Landesregierung. 
sie, die Landesregierung, sei der Auffas- 
sung, dass die nach dem Weiterbildungsge- 
setz vorgesehene WBK eine Aufgabe der 
Exekutive sei. Er halte diese Auffassung für 
falsch, erklärte der Ausschussvorsitzende 
und schlug vor, der Ausschuss solle auch in 
Zukunft an der jährlichen WBK „unter Hin- 
Zuladung aller Beteiligten" - wozu er auch 
die Exekutive zähle - festhalten und dazu 
einladen. 

Zwei Konferenzen 

Dieser Punkt sorgte für eine lebhafte Debat- 
te unter den Ausschussmitgliedern. Man- 
fred Degen (SPD) war der Meinung, zwei 
WBK könnten durchaus sein - mit unter- 
schiedlichen Schwerpunkten: Das Ministeri- 
um könne bei seiner Veranstaltung die Per- 
spektiven der Weiterbildung im Lande in 
den Mittelpunkt stellen. Die WBK des Parla- 
ments solle sich mit dem aktuellen Stand 
der Weiterbildung befassen und das Con- 
trolling fördern. Bei aller Regionalisierung 
düriten die vorhandenen Spielräume nicht 
dazu führen, dass es in den einzelnen 
Regierungsbezirken unterschiedliche För- 
dermodalitäten gebe. 
Dle WBK könne nur so ablaufen wie heute: 
Betroffene und Landespolitik debattierten 
miteinander. Klaus Kaiser (CDU) unterstrich 
zudem den ganzheitlichen Ansatz von Wei- 
terbildung; es dürfe nicht dazu kommen. 
dass die berufliche die allgemeine Weiter- 
bildung majorisiere. Sylvia Löhrmann (GRU- 
NE) war ähnlicher Auffassung: Der ganz- 
heitliche Ansatz von Weiterbildung lasse 
nicht zu, den Menschen .in ein Berufswesen 
und ein außerberufiiches Wesen zu unter- 
teilen". Für die FDP erklärte Raif Witzel, die 
Risiken und Chancen der Entwicklung von 
regionaler Weiterbildung müssten im Auge 
behalten werden. Das angestrebte Control- 
ling sei durch das Ministerium zu konkreti- 
sieren - Statistiken allein reichten dafür 
nicht aus. 



Snortnolitik 

Schule und Leistungssport - wie lässt sich beide 

In Nordrhein-Westfalen werden erhebliche Anstrengungen unternommen, Schule und 
Leistunass~ort in Einklana zu brinaen. Vor diesem Hinterarund hat der S~ortausschuss 
unter ~Gitona seiner ~ o r s S t r e n G i s e t a  Hhnemann (CD>) eine lnformaiionsreise nach 
~agdeburg,-~otsdam und Berlin durchgeführt, um unter anderem gesicherte Erkennt- 
nisse darüber einzuholen, was sich - befreit von Ideologien - nach uber 10 Jahren der 
Weiterentwicklung bewährt hat und ganz oder teilweise auf nordrhein-wesffälische Ge- 
gebenheiten anwendbar wäre. 

Erste Station war das Sportgymnasium 
Magdeburg. Es ist eine landesgetragene 
Bildungseinrichtung, die im vergangenen 
Schuljahr von 447 Schülerinnen und Schü- 
lern in 20 Klassen besucht wurde. Der Sport 
begleitet die Schülerlinnen nicht nur im 
Rahmen der allgemeinen Belegungsver- 
pflichtungen, wie in jedem Regelgyrnnasi- 
um; zugleich wird zusätzlich und außerhalb 
des Verantwortungsbereichs des Sport- 
gymnasiums in Vereinen trainiert Neben 

desfachverband eine sportliche Empfeh- 
lung erhalten haben. Partner im Verbund- 
system .Eliteschule des Sports' ist der 
Olympiastützpunkt in Potsdam. Die unmit- 
telbare Nähe der Friedrich-Ludwig-Jahn- 
Schule mit dem Internat und der Mensa 
gewährleisten eine optimale Gestaltung des 
Tagesablaufes für die Sportler. 
Wie der Leiter der Sportschule, Dieter Zie- 
mer, hervorhob, stehe die Persönlichkeits- 
bildung der Schülerinnen und Schüler im 

Leistungssportlern (L-Schülern) steht das Vordeigr~no Sie verbleiben bis Ende der 
Gvmnasium a ~ c h  soortinteressierten und ta- Jahraanasstufe 10 im Schulsvstem. unab- 
lehtierten ~chülerjinnen (Talent-Schülern1 hänag Gon der ~rreichbarkeh ihre's Leis- 
T-Schülern) offen. Die Entscheidung über tungszieles. Oberstufenschülerlinnen kön- 
den Status „Bewerber als L-Schüler" obliegt nen innerhalb von drei Jahren eine Sportli- 
dem Landessportbund (LSB). Die spezifi- zenz erwerben. Die großen Talente legen ihr 
sche Förderung der L-Schüler außerhaib dezentrales Abitur nach 14 Jahren ab; damit 
der Stundentafel wird ausschließlich durch wird die Doppelbelastung Schule/Training 
LSB-Trainer sichergestellt. Die Ausgestal- besser verkraftet. Anders als in Sachsen-An- 
tung der obligatorischen. versetzungsrele- halt werden die Schülerinnen und Schuler 
vanten Wahl~flichtkurse oblieat der Schule. von Lenrertrainern unterrichtet und aefor- 
In einer Gesprächsrunde miider Schullei- dert. Sie verfügen über eine ~op~elqÜalif i- 
tung. dem Leder des Olympiastützpunktes kation. namlicndie ~ehramtsbefäh~gung und 
sowie dem Le ter aes Referates für Schul- die A-Lizenz fur bestimmte Sportarten. 
und Hochschulsport des Kultusministeri- 
ums. stellte der Vizepräsident des Landes- 
sportbundes Sachsen-Anhalt, Professor 
Dieter Malzahn - zugleich Vorsitzender 
des Landesausschusses für Leistungssport 
- das Fördersystem des Leistungssports 
für die Jahre 2001 bis 2004 vor. Schwer- 
punkt des Systems sei die Bündelung vor- 
handener Kapazitäten und Finanzmittel. 

Training 

Diese würden aus allen Fördertöpfen zu- 
sammengefasst und verteilt. In einem zen- 
tralen Trainerpool sind derzeit 50 Trainer zu- 
sammenaefasst. Künftiae Zieiaröße sei 65. 
Das dreirbis fünfmalig'e vormkagstraining 
an oen Sporteliteschulen des Landes weroe I 
zusätzlich durch Spezialsportlehrer unter- 
stützt. Malzahn betonte, von den Schüle- 
rinnen und Schülern der Sporteliteschulen 
werde ein Höchstmaß an Leistungswillen 
erwartet; dafür erhielten sie ein Höchstmaß 
an Förderung. Derzeit verwaltet der LSB an 
die 400 Internatsplätze mit 14M) Schülern. 
Aus einem festem Budget erhalte der Leis- 
tungssport ca. 29,4 Millionen Mark. Für 
Olympiastützpunkte würden rund vier Mil- 
lionen Mark zur Verfügung gestellt. 
Eine andere Variante einer Eliteschule des 
Sports stellte sich den nordrhein-westfä- 
lischen Parlamentariern in der Hauptstadt 
des Partnerlandes Brandenburg, in Pots- 
dam. vor. Die Sportschule „Friedrich-Lud- 
wig-Jahn" ist eine Gesamtschule mit gym- 
nasialer Oberstufe. Im Schuljahr 200012001 
besuchten 635 Schülerinnen und Schüler 
diese Schule. Zu Beginn eines jeden Schul- 
jahres werden 92 Schülerinnen und Schüler 
der 7. Klassen in die Sportschule Potsdam 
eingeschult. Aufgenommen werden dabei 
nur Bewerber, die schon in Sportarten wie 
Leichtathletik, Schwimmen, Rudern, Kanu- 
Rennsport trainieren und von ihrem Lan- 

P-  I 

Politrk und Sport in einer Wem<ampfpau#: .Ju- 
gend tmhieti für Wymp~a~imMornrnsenStadion 
Bedm. 

Dr. Höppner, Leiter des Oiympiastützpunktes. 
betonte, ein wesentliches Merkmal für ein gut 
funktionierendes Verbundsystem sei das Ba- 
sismodul SchulellnternatlMenca Die Siche- 
rung der jährlichen Aufnahme von Sport- 
schülerinnen und -schülern an die Sport- 
schule, die Gewährleistung hochqualitativer 
schulischer Abschlüsse sowie die altersge- 
rechte Betreuung und Unterbringung und 
nicht zuletzt die sportartspezifische Möglich- 
keit einer optimalen Ernährung für die Kinder 
und Jugendlichen sei hierfür erforderlich. 
In einer gemeinsamen Sitzung mit Abge- 
ordneten des brandenburgischen Aus- 
schusses für Bildung, Jugend und Sport, 
dem als Mitglied zugleich auch der Präsi- 
dent des Landessportbundes Brandenburg, 

!s am besten verbinden? 
Edwin Zimmermann, angehört, und die von 
Carola Hartfelder (CDU) geleitet wurde, in- 
formierte sich die NRW-Delegation über die 
Entwicklung der Sportförderung sowie die 
Landesstruktur im Leistungssport. 
Auf der Grundlage abgestimmter Regional- 
konzeptionen wird in Brandenburg die .,Be- 
gabungsförderung im Sport" auf vier Stand- 
orte (Cottbus, Frankfurt, Potsdam und 
Luckenwalde) sowie auf elf Schwerpunkt- 
Sportarten konzentriert. Zu ihnen zählen in 
PotsdamILuckenwalde Schwimmen, Rin- 
gen, Leichtathletik, in CottDus Radsport. Bo- 
xen. Geräteturnen una in FranM~rt Judo. 
Gewichtheben. Radsport. 
In den genannten Städten sind inzwischen 
vier Schulen mit besonderer PrägungISport 
(Spezialschulen wie „Friedrich-Ludwig- 
Jahn") eingerichtet worden, an denen vor 
Aufnahme ein sportfachliches Eignungs- 
feststeildngsverfahren geschaltet 1st. Die 
Nachfraae aLs allen Bundeslandern um 
~ufnahme in eine dieser vier Sportelite- 
schulen sei sehr groß. Derzeit seien alle 
Plätze belegt. Sechs Sportklassen in 
Grundschulen (Spezialklassen) sind in Cott- 
bus. Potsdam und Schwedt eingerichtet, an 
denen Voraussetzungen vorhanden sind, 
das erforderliche Training zu ermöglichen. 
Die Betreuung der Jugendlichen an den 
Standorten sowie an den Stützpunkten der 
Schwerpunktsportarten erfolgt durch ca. 60 
Trainer der Landesfachverbände und 16 
mischfinanzierte Trainer an den Olympia- 
stützpunkten, die neben SportlehrernlTrai- 
nern die Betreuung an den Standorten si- 
chern. Weitere 200 Ubungsleiter kommen 
noch hinzu. 
In der Führungsakademie des Deutschen 
Sportbundes (DSB) in Beriin-Schöneberg 
traf der Sportausschuss mit dem Präsiden- 
ten des Deutschen Sportbundes, Manfred 
von Richthofen, zusammen. Er unterstrich 

Förderung 

die besondere Bedeutung und Unverzicht- 
barkeit von .Eliteschuien des Sports". Spä- 
testens mit der kritischen Auswertung der 
Olympischen Spiele Sidney 2000 sei die 
besondere Bedeutung der Sportschulen, 
wie sie aus den Kinder- und Jugendsport- 
schulen (KJS) der DDR hervorgegangen 
sind und in Einzelfällen auch in den Län- 
dern der alten Bundesrepublik bestehen, für 
die Nachwuchsförderung im Spitzensport 
unumstritten. Nur in Schulen mit diesen 
Standards konne eine optimale Forderung 
im Leistunass~ort mii elner hochoualifizier- 
ten schulisihen Bildung verbunden werden. 
Der Deutsche Sportbund halte die flächen- 
deckende Einrichtung von sportbetonten 
Schulen deshalb für unverzichtbar. 
Den Abschluss der lnformationsreise bildete 
eine Gesprächsrunde mit Abgeordneten des 
Sportausschusses des Deutschen Bundesra- 
oes Jnter Leituna des stellvertretenden Vor- 
sitzenden Dr. ~ Ö s e  (CSU). Hier appellierte 
Nordrhein-Westfalen an die Bundestagsmit- 
glieder, der Bund solle sich nicht aus der För- 
derung der Leistungssportmittel zurückzie- 
hen. NRW wolle zwar weiterhin mitfinanzie- 
ren, jedoch sei Leistungssport in erster Linie 
eine Schwerpunktaufgabe des Bundes. 
NRW-Sportminister Vesper kündigte an, „Ju- 
gend trainiert für Olympia" werde turnus- 
mäßig im Jahr 2003 in Nordrhein-Westfalen 
stattfinden. 

Landtag intern 16/2001 



Haushaltsausschuss Alte Landtagszeiten wurden beim Plausch 
Stiftung für Umwelt hoch überder wupper wieder lebendig 
und Entwicklung I . . ~ . I , ,  

Bei der Beratung des Einzelplans 10 (Um- ! Y+%, I '%.:+ 

weltministerium) erhielten die Berichter- 
statter des Haushalts- und Finanzaus- 
schusses den Entwurf der Förderrichtlinien 
für die neue Stiftung, für die im laufenden 
Jahr 2001 bereits Mittel fließen. Zweck der 
Stiftung sei die Beschaffung von Mitteln für 
Umweltschutz- und Entwicklungshilfe-Pro- 
jekle. die staatlich oder kommunal bisher 
nicht gefördert werden. Finanziell unter- 
stützt werden sollen vor allem Projekte der 
Umweitbildung, des Umweitschutzes und 
der Ressourcenschonung sowie interkultu- 
relles Lernen. Die beiden Bereiche sollen 
gleichgewichtig gefördert werden. 
Als Fördermaßnahmen werden u.a. ge- 
nannt: Seminare und Schulungen, Aus- 
stellungen, Broschüren. Internet-Aufklärung, 
Veranstaltungen, Wettbewerbe. Baukosten. 
Anschaffungen. Vorsitzender der Stiftung ist 
der frühere Landtagsabgeordnete Roland 
Appel (GRUNE) aus Bonn. 

C 
99 Rostbilder" I 

Ernst Jürgen Kratz (Foto) sei er, bekannte Vizepräsi- 
den1 Jan Sölfing bei der Erdffnung der Ausstellung 
.RostbiIdef, die im Landtag bis zum 30. November 
zu sehen ist Kratz, früher Vizepräsident des Obar- 
landesgerichts Düsseldori, habe sei1 langem zwei 
Leben gelebt, das des nach Gerechtigkeit suchen- 
den Richters und des Kunsfscheifenden, aut des er 
sich nach seiner Pensionierung jetzt voll und ganz 
konzentrieren könne. Söffing bekennte, dass in sei- 
nem Büro im Landtag Werke von Kratz hingen, dkt er 
nach und nach vervollständige. Aus der beruflichen 
Bekanntschaft und seiner Verbundenheit mit dem 
Werk sei inzwischen eine Freundschaft geworden, 
schloss Söffing. ~oto: Schalte 

Landtag intern 16/2001 

Präsident Ulrich Schmidt halt das Mrkroton - Amtshilfe für Magret Wemar. die W 30 J&mn als Perso- 
nalratsmltglied angeregt haf, I&r ehemalige Milarbe,terinnen und Mitarbeiter des Landfags ein Pensco- 
n&rsireffen akuchzuMhran. FoM: ScNllte 

Nach Schloss Burg führte Anfang des Mo- 
nats das tredltionelle Treften der ehemali- 
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Landtags 100 Meter Ober der Wupper ka- 
men die an die 70 Pensionäre auf Einla- 
dung von Landtagsprtisident Ulrich 
Schmidt nach dem Besuch des "Basars 
der Kunsthandwerker" bei einer bergi- 
schen Kaffeetafel zu einem gemütlichen 
Beisammensein zusammen, um ,über alte 
Zeiten zu plauschen: wie es die 80-jäh- 
rige Margret Werner formulierte. Sie 
daMe Schmidt weil der Penslon6ntreff 
nisht mehr wie bisher cUlein im Landtags- 
gab8ude statmndet sondern auf Initiative 
des PrPsMsnten vor zwei Jahren, als es 
nach Bad MOnstereifel ging, zu einem 
.ewwdr(igen Eriabnis'geworden sei. 

Übemschungegast an diesem Nachmit- 
tag war Richard Winkeh ehemaliger Vize 
priisident des Landtags und langjähriger 
Präsident des Landewpottbunds Nord- 
rhein-Westfalen. Zum Dank für seine 
prompte Zusage an dieeec Veranstaltung 
teilzunehmen. Überreichb der Landtaas- 
präsident ~ i n k e l s  eine .~r@pe,lminna", 
unentbehrliches Requisit jeder Kaffeetafel 
und früher Prunkstück im jedem bergi- 
schen Haushalt. 

Erst Ruine.. . 
Das heutige Schmuckstück Schloss Burg 
hat bewegte Zeiten hinter sich, erzählte UI- 
la Feldhaus, die als Bürgermeisterin der 
Stadt Solingen die Gäste vom Landtag 
Nordrhein-Westfalen begrüßte. Mitte des 
19. Jahrhunderts habe der einst stolze 
Stammsitz der Grafen von Berg den Bau- 
ern der Umgebung als Steinbruch gedient 
- ganz legal, denn der Eigentümer, der ar- 

me preußische Staat, hatte das Schloss 
aus Geldmangel als Abbruchobjekt ver- 
kauk Bevor die Ruine vollständig vom 
Erdboden verschwunden sei, habe der 
Wermelskirchener Fabrikant Julius Schu- 
macher einen ,Verein zur Erhaltung der 
Schlossruine' gegründet. 1890 sei mit 
dem Wiederaufbau nach alten Plänen be- 
gonnen worden. 

. . . dann Publikumsmagnet 

Der „Ruiwnerhaltungsverein" habe sich 
zum Schlossbauverein Burg an der Wup- 
per gewandelt, zu dessen Gunsten die drei 
bergischen GroWdte Solingen, Rem- 
scheid und Wuppertal als Antsilsecgner für 
die Erhaltung des Regionaimuseurns er- 
hebliche Summen aufbrachten, wenn 
auch, wie die Bürgermeisterin betonte. 
Schloss Burg immerhin 85 Prozent seines 
Etats selbst erwirtschafte. Feldhaus: .Heu- 
te bringen zahlreiche Veranstaltungen wie 
der KunsthandwerkermarM iährlich rund 
250 000 Besucher auf die B u ~  
Pdsident Schmidt nutzte den Blick in die 
Historie von Schloss Burg zu der Bemer- 
kung, nach der Schlacht von Wonlngen 
1288 habe der Graf von Berg den Kblner 
Erzbischof hier auf der Burg gefangen g e  
setzt Schmidt Jm Gegensatz zum Erzbi- 
schof sind wir heute freiwillig hierhin ge- 
kommen, um uns elnen schönen Nachmit- 
tag zu machen." Mit diesen Worten erbfi- 
nete der Präsident die bergische Kaffeeta- 
fei. Nach angeregter Unterhaltung und vie- 
len Erinnerungen an die aktive Zeit im 
Landtag und nachdem die Gäste aus Ws- 
seldorf den Anekdoten von Museumsleiter 
Dr. Dirk Soechting gelauscht hatten, ging 
es abends per Bus wieder zurück zum 
Landtag, dem AusgangspunkI der Reise. 



Innere Sicherheit 

W Öffentliche Fahndung 
nach so genannten 
Schläfern würde 
keinen Erfolg haben" 

Der lnnenausschuss (Vorsitzender Kkus 
Stallmann, CDU) hat einen Bedcht bes 
lnnenministers zur aktuellen Sloherheits- 
lage nach den Terrwanschlägen in den 
Vereiniaten Staaten und dem Bealnn der 
~ i f i t h k i ~  diK~s.4 gegen dao Taliban- 
Regime in Afghanistan en tg~g~ngmom 
men. h b e i  gab der InspeMwdw md- 
rtteini~89tfdlschen P&& L.g3m&r 
PoIIzeidireMor H W e M r  QiM%& dle 
~schä tzung  ab, mR Einsemn .Ba#lü- 
lopishm Akt iom sei zwat von e l m  
V%schcMung der Lage auszugehen, .W 
e d  ab& iHBMMn davon au9gegaßgelA 
r#ss 6genllsatlonsgesteuer@, isfemWr 
tsrCCh mbl/vlette Ansohllige wrglelchba- 
Md iSknension wle in den USA W 

-W, 

Die nordrhein-westfälische Polizei habe 
sich auf die möglichen Entwicklungen sorg- 
fältig und umfassend vorbereitet - dies auf 
der Gmndlage des in der Sandigen Konfe- 
renz der Innenminister und -Senatoren ab- 
gestimmten Maßnahmenkatalogs. wie 
Glietsch betonte. Die seit dem 1 1. Septem- 
ber laufenden Objektschutzmaßnahmen 
seien intensiviert und erweitert worden. Ein- 
heiten der Bereitschaftspolizei stünden den 
Polizeibehörden zur Bewältigung von De- 
rnonstrationslagen und für Aufklärungs-. 
Raum- und flankierende Obiektschutzmaß- 
nahmen zur Verfügung. In A'bstimmung mit 
dem Bundeskriminalamt (BKA) würden 
über 2000 Hinweise als so genannte Spu- 
ren von den Kriminalhauptstellen bearbei- 
tet. Seit der 44. Kalenderwoche sei mit der 
Rasterung der Daten begonnen worden: für 
die Durchführung der Rasterfahndung in 
NRW sei der Polizeipräsident Düsseldorf 
zuständig. 
Bisher seien im Lande 181 so genannte 
Resonanzstraftaten wie zum Beispiel Bom- 
bendrohungen bekannt geworden. In elf 
Fällen habe man Tatverdächtige ermittelt. 
Wie in anderen Bundesländern träten auch 
in NRW immer häufiger "Trittbrettfahrer" 
auf, die vor allem präparierte Briefumschlä- 
ge mit - bisher - ungefährliche Substan- 
zen versendeten. Der Polizei seien bis dato 
2 solcher Verdachtsfälle gemeldet worden, 
teilte der Polizeiinspekteur mit. Als Folge 
seien 274 Ermittlungsverfahren eingeleitet 
und 15 Tatverdächtige ermittelt worden. 
Glietsch wörtlich: "Bisher wurden in keinem 
Untersuchungsfall Anthrax-Erreger oder 
andere gefährliche Substanzen festge- 
stellt Einige Untersuchungen dauern noch 
an." 
Nach den Erfahrungen in Hamburg liege 
der Schluss nahe, dass sich in Deutschland 
- "mithin auch in Nordrhein-Westfalen' - 
weitere potenzielle islamistische Terroristen 
aufhielten, die auf ihren Einsatz warteten. 
Sie zu ermitteln, sei Ziel der Rasterfahn- 
dung. Der Leitende Polizeidirektor teilte 
dem Ausschuss abschließend mit, auf Be- 
schluss der Landesregierung seien zur Ent- 
lastung der Polizei und zur Intensivierung 
der Maßnahmen zur Bekämpfung des Ter- 
rorismus 95 Planstellen und Stellen für die 
Polizei eingerichtet worden; 60 davon für 
den Bereich Staatsschutz und 35 für den In- 

1 L 

formations- und Kommunikationsbereich. genaufle ü~erstundenberg Konnte irn 
AJS demselben Grund der lntensivieruno nächsten Jahr leichter abbaubar sein. Viel- 
der Terrorismusbekämpfung sei zudem er leicht aber müssten auf lange Sicht die Ka- 
ne Haushaitsverstärkung von gut elf Millio- pazitäten doch ausgebaut werden. 
nen Ebro beschlossen- worden, .um die Ein anderer Punkt der Absschusssitzung 
technische Ausstattuna der Po izei zu ver- bezoa sich a ~ f  die offentliche Berichterstat- 
bessern'. 
Horst Engel (FDP) regte an. die Bevölkerung 
stärker in das Aufspüren von Terroristen ein- 
zubinden (etwa durch Aussetzen von Beloh- 
nungen) sowie ein Zeugenschutzprogramm 
anzubieten. Innenstaatssekretär Wolfgang 
Riotte entgegnete darauf, eine öffentliche 
Fahndung müsse bundesweit vor sich ge- 
hen und abgestimmt sein. Das Zeugen- 
schutzprogramm der USA sei auf deutsche 

tung -über das Forschungsprojekt .Neue 
Steuerungsmodelle in der Polizei" in einer 
Sonntagszeitung. Sie hatte - fälschlicher- 
weise - gemeldet. der lnnenminister halte 
die zu diesem Thema erstellte Studie des 
Rhein-Ruhr-Instituts für Sozialforschung 
„unter Verschluss". Die CDU-Fraktion wollte 
wissen, was es damit auf sich habe. Um die- 
sem Wunsch nachzukommen, verteilte In- 
nenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) an die 

Verhältnisse nicht ~msetzbar und auch Mitglieder des InnenauSSChuSSeS sein 
nicht veraleichbar. Eine öffentliche Fahn- Schreiben an den Vorsitzenden des nord- 
dung na& so genannten Schläfern bliebe 
unwirksam und erfolglos. Theodor Kruse 
(CDU) sagte angesichts der schon beste- 
henden Belastung der Polizeibeamtinnen 
und -beamten, sie habe die Schmerzgrenze 
erreicht; die Frage der Zumutbarkeit weite- 
rer Belastungen angesichts der hohen Zahl 
von Uberstundeh die im Polizeibereich 
schon jetzt anfielen, stelle sich nicht nur der 
Polizeigewerkschaft. Hier drückte der In- 
nenstaatssekretär seine Erwartung aus, der 
in der zweiten Hälfte dieses Jahres an- 

rhein-wesifälischen Landesverbandes der 
Deutschen Polizeigewerkschafi, Rainer 
Wendt Darin hält der Minister dem Gewerk- 
schaftsfunktionär vor, er habe wider besse- 
res Wissen gegenüber der Sonntagszeitung 
den Vorwurf erhoben. der Minister halte ab- 
sichtlich die Studie zurück, weil sie ein 
vernichtendes Urteil über das Neue Steue- 
rungsmodell der Polizei enthalte. Behrens 
an Wendt: .Ich erwarte, dass Sie diesen Vor- 
wurf öffentlich zurücknehmen und sich 
dafür entschuldigen." 

..Es gibt keinen Generalverdacht" 

Rasterfahndung an den Hochschulen erörtert 
~ e m  GBsBaenhM,rf der L1nd881epliWUng dle aufgwnd ihrer ~erkMa&@hI e& 
wr NBUMdnung der PaohhochsdFulen z b n k d n  Verd blieben 

vernb- 

lelcht @%MWw h t i g  elnsdkrm#g zu- 
gwlmu Aui Anf der KoaWonsftak- 
t r 0 M  SPD und 90/DIE ORÜ- 
NEN wer einstimmig ~ I ~ n  worden, 
die NeuftSsung von M@ 42 Abia 1 
Hochschuigmsk (HG) um elne R e g M g  
zu ergmen, nach rler Ws ht&@am- 
gen dbwr  Hochtmhukn lnMMMW kßn- 
nen, dass auch Sm Sitz Qsr IigChschule 

me e v  set &weM dch zeige. dass 
die* Zweck nlchi erreichi werden kann. 
Im b17gen sei zu sagen: Die Maßnahme 
dlene auch der Werhei t  austandrscher 
Shidenten Und &bstverat&dlich werde 
nach den Anschlägen vom 11. Ceptember 
der weltweite Dialog der Wsenschafi 
fortgmeta, auch und gerade mit der arabi- 
schen Welt 

eine Abteilung besteht Ab mbfe Ande- Nach den ihr vorliegenden Informationen 
runo wurde das Inhtnretsn des Geset- erstrecke sich die Ra8Ierfahndunu auf aHe 

Zwlechen allen FrakIionen bestand Einig- 
keit darüber. dass dle Fraae der Welter- 

~achhoch&hulen in einer 
behandelt wsr- 

&n dl. Angesichts der Bedeutung des 
Fachhochschul-Sekkxs wurde zudem ei- 
ne ~ n h a r u b  mit einem eng begrenzten 
Sachverständlgenkreis beschloseen. 
Ein witerer wichtlgeg Diskuesionepunkt 
war dar von den GRUlUEN erbetene Be- 
richt zu den Auswlrkunaen der aeolanten 

mhnltchen Studierenden, nicht-nur auf 
die mit e i m  amBndischen Faoa Ins- 
fern könne sie Wne (besondererr) Awwir- 
kungen auf die .ausländisch Slw 
dierenden eikennen. Das wWm@kfti& 
che Personal sei in dle Raäßbmdung 
nlcM bmgen Essei nachdrüeldich (igvor 
zu wmen, im Zurrammsnhang hlt der 
RmMahndung von einem Gmralver- 
daäit zu sprechen. Dles osi eindeutig 
nicht der Fdl. und oino solche hhüe 
würde Problgme mmgan, die vot%-lpilen 
nicht o e d l  d e n  ikb hdtion wurde 

Rwtarfahndungen auf -h aual&ndischen ausd$ckllch von den . A u s a c h u ~ l  ie 
Studierenden. W l ~ h a i t l e r l n n e n  und &srn geteilt dle dun Wküpm I> 
Wissenschafüer an den Hochschulen in CDU und FDP anaehdien 
NRW. in der bgrünciung zu diesem zu- ~ u s h s b ~ o & d ~ ~ S o a c h i r n ~ c h ~ -  
sätzlichen Tageaordnungspunld der Si- Tornau (FDP) erldelrte. dle RaM8t'f&dung 
zung hatten cke GRUNEN darauf hinge- bedeute zwar dnen Eingriff h das Recht 
w i w ,  das$ es .auch im Zuge der aktuel- der informationellen Selbstbestimmung 
len Maßnahmen nicht zu pauschalen Ver- - dles aber mit elnem Generalverdacht 
dächtlgungen und Maßnahmen gegen pleichzusetzen, sei unzulässig. Schließ- 
ganzsOruppen von ausländischen Hoch- b h  gehe dle Rasleriahrdung nicht von e-  
mchulanaeh6riaen k o m n "  dürfe. nem konkreten Tatverdacht aus. Erst 
~ b - s t e i i n  Behler (SPD) wenn sich dabei konkrete AnhaltspunMe 
hbit in ihrer Stellungnahme Befürchtun- ergaben. könnte es zum Tatverdacht kom- 
gen. dass es zu negätiven Folgen für den men. Das Schlagwort vom Generalver- 
Studistandort Deutschland kommen dacht sei insofern veraifiend steilte " 
könnte, für unbegründel Sämlliche Dalcrn, Schultz-Tornau fest. 



Überwältigende Gastfreundschaft in Moskau 

FCL freut sich 
e - die Preise aller- 1 1  auf Gegenbesuch dings s1.d 1.r .. 
normalen Russen 

der russischen nicht oezahlbar. Der 
Aufbau- ~ n d  Leis- 

Fußballer 
Vier Tage bei wunderschönem Wetter 
mit sommerlichen 25 Grad verbrachte 
der FC Landtag NRW in Moskau. Es war 
eine beeindruckende, erlebnisreiche 
Reise, die auf Initiative von FranzJoseph 
Pangels und dank des tatkrdftigen Ein- 
satzes von FCL-Präsident Günter Lan- 
gen zustande kam. Den Skeptikern unter 
unseren Leserlnnen und Lesern sei es 
gleich am Anfang gesagt: Die Reise 

tungswillen Mos- 
kaus aber zeigt sich 
vor allem im Wieder- 
aufbau der beein- 
druckenden Chris- 
tus-Erlöser-Kathe- 
drale innerhalb von 
vier Jahren, in weite- 
ren Sanierungen 
bzw. im Wiederauf- 

ranzdoser rangeis 

nhard Tenhumberg Heinz Sahnen WoWwg Hüsken 

Bemd Heimfahrt Wemer Joatmeier 
Hans Zinnkann 

GUnter Langen 

swechselspieler: Norbert Stiens Jupp Föhles Jörg Krause 
Dirk Schiittmmpf Christoph Dicke 

Es war ein dichtes Programm, das dem FC 
Landtag in Moskau angeboten wurde. Uber- 
wältigend dabei die Gastfreundschaft der 
Russen. Die immer sehr ansprechend deko- 
rierten Tische bogen sich vor wohl- 
schmeckenden Speisen und Getränken. 
Empfangen wurde der FCL im VIP-Raum 
auf dem Moskauer Flughafen Scheremetje- 
wo -2, bei dem die Kicker inspirierenderwei- 
se gleich einem früheren Weltfußballer, 
nämlich Michel Platini, über den Weg liefen. 
Das Team des FCL wurde aufmerksam um- 
sorgt von den beiden leitenden Mitarbeite- 
rinnen der Stadt Duma, Marina Semjonow- 
na Rykowa und Marina Petrowna Stschetini- 
na, sowie den Dolmetschern Tatjana Nikola- 
jewna Gussewa und Michail Sergejewitsch 
Firstov. sicher von Proarammounkt zu Pro- 

. . . - - - - . . - . . - . . - - 
stellungen genutzt wird, oder in dem zurzeit 
entstehenden multifunktionalen Komplex 
Moscow City, einem hypermodernen Viertel 
in einer Schleife der Moskwa, das für Unter- 
nehmen und Freizeitaktivitäten vorgesehen 
ist und ausländische Investoren anlocken 

Kreml und Roter Platz 

soll. Der Wille. Moskau weiterzuentwickeln. 
wurde auch in den Gesprächen deutlich, die 
der FCL. immer würdig vertreten durch sei- 
nen Kapitän Günter Langen, führte. Dabei 
betonten der Vorsitzende der Moskauer 
Stadt Duma Platonow und der Stellvertre- 
tende Bürgermeister der Stadt Moskau, Pe- 
trow. auch immer wieder ihr Interesse an ei- 

Kathedrale wurden selbstverständlich be- 
gangen, gespickt mit Informationen durch 
die Dolmetscher über dieses Zentrum inter- 
nationaler Politik. Wunderbare Ausblicke auf 
die Stadt boten auch die Türme der Chris- 
tus-Erlöser-Kirche wie die Sperlingshügel 
mit dem Turm der Lomonossow-Universität 
im Rücken. Dabei wirken die vielen Kirchen 
mit ihren typischen Profilen und vergoldeten 
Kuppeln manchmal wie Fremdkörper in der 
Architektur Moskaus. verleihen der Stadt 
aber gerade dadurch jene besondere At- 
mosphäre, die einen großen Teil ihres ei- 
gentümlichen Charakters ausmacht. 
Weitere bleibende Moskau-Impressionen: 
Begeisternd die Aufführung von Giselle im 
Bolschoj-Theater. Beeindruckend das Blu- 
menmeer vor der Amerikanischen Bot- 
schaft als Zeichen tiefer Anteilnahme der 

grammpun~ geleitet G d  sogar, die Herde ner engeren Zusammenarbeit zwischen der Moskauer Bevölkerung mit den Opfern der 
zusammehaltend, durch die prächtlgen Me- russischen Metropole und Nordrhein-West- Terroranschläge in den USA. Der FC Land- 
trostationen geführt - keine leichte Aufga- 
be bei den offenkundia anarcho-svndikalis- 
tischen Tendenzen de;~annscha/l. 
Es ist nicht zu übersehen: In Moskau tut 
sich etwas. Ein zum Teil chaotischer Verkehr 
auf den Straßen der 7,5-Millionen-Stadt 
Westliche Firmen preisen ihre Produkte an, 

falen. tag - unser Bild unten zeigt die Mannn- 
Der FCL durfte Moskau via Stadtrundfahrt schaft in ihren blauen Trikots zusammen mit 
bei Nacht und bei Tag und vom Fluss aus der Elf der russischen Gastgeber - be- 
genießen und erhielt so mehrfach und aus dankt sich für die in reichem Maße empfan- 
unterschiedlicher Perspektive das Panora- genen Freundlichkeiten und freut sich auf 
ma der Stadt geliefert. Der Kreml und der den Gegenbesuch der Moskauer Stadt Du- 
Rote Platz mit der weltberühmten Basilius- ma im nächsten Jahr. 



Aus den Fraktionen *) 

ie S~D-~andtagsfraktion ist nach den ~ p r t a n  * 
rer stellvertretenden Fraknonsvorsltzenden 

Spem sehr zufneden mit den vorltegen- 
Bewertxingen für die Erprobung der 
tstandigen Schule'. Statt der geplanten 

Anmeldungen haben sich bisher 411 
!schlossen, eines der wichügsten 

sollte anderen Schulen. die 
Mut machen, ebenfalls von 
er Eigenverantwortung zu 

.Selbstständigen Schule" 
sehr breiten und stabilen 
die steilvertretende Frak- 

< i..ll. - --..-.-J" ..-....V. .' ........V. "V --.-.......F. 
tehiigt, und die~~eform werde sqwohl im s t ä d t i ~ ~  Dei ~rbeitskreis Sport dec.Ffaküon will die Id 
schen wie im ländlich ~ r u k t u h n  Bereicber-yrzäer Olym~aschuien in einem breiten Fachd 
probt Das ist laut Brigitte Sp@h eine entschei-ii7 log unter EinbezikhufiQ alier'8eteiligten wei 

dass mit dem Ausbau d 
tems hin zu Olympiasc 

CDU: Behrens' Sicherheitspaket halbherzig und unzureichend 
Als .halbherzig und unzureichend' hat der te Kruae. Mlt den jetzt vom lnnenminister waltschaften hat die Landesregierung bis- 
innenpolitische Sprecher der CDU-Land- Behrens bereitgestellten Mitteln für die Aus- her nicht gedacht 
tagsfraktion. Theo Kruse, das in der letzten stanung der Polizei werde lediglich der Ver- Die aktuelle Sicherheitslage hat die jahre- 
Wache von lnnenminister Fritz Behrens vor- such unternommen, die insgesamt katasbo- langen Versäumniw von Rot-Grün M der 
gestellte zweite Anti-Terrorpaket bezeich- phale Ausstattung der Polizei etwas zu ver- Inneren Sicherheit gnadenlos aufgedeckt 
net. Seit vielen Jahren fordere die CDU- bessern. Wir warnen den Innenrnlnisier, die gepian- 
Landtagsfraktion die Landesregierung dazu 
auf, Polizeibeamte von Verwaitungsaufga- 
ben freizustellen und mehr Polizeibeamte 
einzustellen. Unter dem Eindruck der letz- 
ten Wochen habe sich nun offenbar auch 
bei Herrn Behrens die Erkenntnis durchge- 
setzt, dass diese Forderungen richtii seien. 

Kruse: .Die CDU-LandtagsfraMion fordert 
insgesamt 1000 neue Steilen nur für die 
Polizei. Immer noch liegt die Stellenzahl des 
Verfassungsschutzes des bevolkerungs- 
und straftatenreichsten Bundeslandes weit 
hinter Bayern und Baden-Württemberg. 

Doch wie so otr bei dieser Landesregierung Wir benbtigen weit mehr Finanzerminler, als 
folge der Erkenntnis, dass die CDU Recht lnnenminister Behrens angekündigt hat An 
habe, die mangelhafte Umsetzung, kritisier- die Vermögensabschöpfer in den Staatsan- 

Dr. Gerhard Papke: Vorrang für Mittelstand 
Die FDP-Landtagsfraktlon drängt auf eln Vergabeigcht unter$egenen, veriangt der FDP- 
MitielstandsfMerungigeseQ. Der wirt- Wirtschahsexpgrte, auch scheinprivate 
schailspolitische Sprecher der Fraktion, Dr Unternehmen d e n  Auftriige ausschr&en 
Gemard Papka, begründet die Forderung. .Wir und d i e  unter Umstanden in mehrere Autträ- 
mussen den Vonang für den Mittelstand in W- ge splittm, damlt auc$kleinere Flrmen Chan- 
nem Gesetz verankern, damlt d'm Landespoiitik oen auf den ZwsMg Witzen* Konzentrle- 
darauf verpflichtet wird. diesem AuHrag N t  ren salle sioh d p s W  auf Betriebe mR höchs- 
ganz konkreten Maünahmen nachzukommen.w tens 250 Ebsch&fHgten. Zudem ,solle die Lan- 
Der Vorrang rniisse, so Papke, dem Minelstand desregierung bhrltdi einen Bsr i i t  über die 
verbrndlid, gewährt werden - gegendber An- Lsge de? nmeWngWen Wirmhfl veröf- 
bimtern der Öffentlichen Hand. aber auch fentirnn. 
gegenober .scheinprivaten Arbeitgebern', al- Papke: .Wir muOgcM.den Duedismus von Wlrt- 
60 Firmen in prnratwMschafilicher Rechts- schab- und PaheiWnaktpaiitik ükrwsiden. 
form. an denen jedoch Land oder Kommunen Wenn wir aber die WarnaUoiiala WB* 
Mehrtwitsanteile besitzen. .Diese Unterneh- werbsfehigkeit des NRW-MittelCuandes reden, 
men miiesen zukünftig auch dem offentlichgn dann reden wir zunachst über Wewerbsfä- 

L 

ten Mehrausgaben durch Einsparungen in 
anderen Bereichen des Polizeihaushaites 
vorzunehmen. Diesen Trick hat Behrens be- 
reits bei Vorstellung seiner ersten Maß- 
nahmen unternommen. Wir sind die Trick- 
sereien von Behrens leid. Dies werden wir 
nicht hinnehmen". 

higkeit bi den Arbüitskoaten." Und die Ver- 
gleichbarkeit der Arbeitskosten in der EU wer- 
de durch die Euro-Einfuhning ebMich er- 
leichtert - wenn auch die Verbraucher erst 
einmal in Euro denken, werden kosiengiinsti- 
ge Angebote aus dem Ausiand nicht nur in de( 
Produl<tfon. sondern auch im Dienstleistungs-, 
bereich ganz anders nach NRW d-en und 
d@ hieagen mitWst8ndiachen Betriebe unter 
Druck setzen. pmgnogfizieil Papke: .Wenn wir 
nicht wollen. dass noch mehr a r ~ n l o n s i u e  
mittelstandische Unternehmw Ins Auslrurd 
abvandam oder dem dch weiter verscnarfen- 
den Wattbewwbsdruck erliegen, müssen die 
A b i M m t m  duziert  werden. Und da bin 
ich dann schon sehr gespannt, ob d'm Sozial- 
poiltiker in der CDU das mittragen. was die 
WiMafbpoHtlker s*r zu Recht einfordern." 

RÜNE: Balfnesn DüssSldorfnicht verlängern - -  
erste ~uftverkehrskonze~bon, die von eb .- der anstehenden gerichtlichen Entscheidung 
rot-grunen Landesregierung erarbeitet'und abhängig gemacht 

an wrml, hat gegenuber der Vorganger- Der Flughafen Düsseidorf wlrd nie in der ers- 
Ion stärkeres Gewicht auf Umwelt-, KIJ- ten Liga der ewopäischen Flughäfen spielen. 
L f  mschutzaspekte gelegl Trotzdem Und er wird sich nie mit den Flughafenslandor- 

die Luflwrkehrspoiitik in NRW auch kunf- ten Amsterdam, FraMurt oder London mes- 
ein konfiktreiches Feld sein. wenn es um sen konnen. Die Lage des Flughafens in inner- 
EntwEckhing elnrelner Standorte geht. städtischem Gebiet ist dafür einfach nicht g e  
ihrer ZuHmmung haben die Oppositions- eignet Wer den Flughafen Düsseidorf entwi- 

n Abschied von elnigen Wunschvorstei- ckeln will, muss die Grenzen des Standortes 
genommen: So wt in dem Konzept frir akzeptieren. 

Dcisseidorfer Flughafen weder die Verian- Ausßkklich nicht in der Konzeption steht wirtschaftlichen und ökologischen Belange so 
ng der Ctart- und Landebahn n q h  -dib dass der Flughafen Koln-Bonn uwinge wie unter Beachtung der berechtigten Inter 
nui?ng der vollen Zwei- ahn-~ap~zid, schfbnkt nachtoffen bleiben muss. Es ist des- san der Anwohner geschreht Diese Belw 
Handiungsoption enthalten Stattdessen halb nach w~e vor ein Ziel giruner L u M -  wwden in der Vergangenheit ofi nicht ausr 
die Startbahnverlängerung vonVweiter&i kehrspolltik, Eslrrllmindernde Maßnahmen brs chend beachtet, stellt der errkehrspolitisch 

stand des Angerlsnd-Vergleiches und von hin zu einer KebMezeit zu ' \imirkkhen. Sprecher, Peter Eichenseher, fvs! 
r p ~ w m % e m t P  '“mrx~.,im& . . d i t ~ i p 1 h a i * B r , > ~ r ¿ : z w i ~ i ? m t u ~  
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Wirtschaftsplan 2002 
für den Landesbetrieb 
Straßenbau 

In der von Günter Garbrecht (SPD) gelei- 
teten Sitzung des Unterausschusses 
Landesbetriebe und Sondervermögen 
des Haushaltsausschusses am 31. Ok- 
tober berichtete Leitender Ministerialrat 
Gert Reschke (Wirtschafisministerium) 
zum Wirtschaftsplan des Landesbetriebs 
Straßenbau. 

Beim Entwurf des WirtschaHsplans für 2002 
hätten sich noch die Schwierigkeiten des 
Vorjahres ausgewirkt: die Umwandlung von 
Behörden in einen Landesbetrieb und die 
Zusammenführung der Straßenbauverwal- 
tungen der beiden Landschafisverbände. 
Anlaufkosten würden in den Folgejahren 
nicht mehr anfallen. 
Auf eine Frage des SPD-Abgeordneten Er- 
win Seemann antwortete Reschke, der Lan- 
oesoetrieo konne die Straßenolanuna. Bau. 
Unterhaltung und Betrieb füi ~ommunen 
übernehmen, was wirtschaftlich oft sinnvoll 
sei. Hauptaufgabe seien aber die Arbeiten 
für Bundesfern- und Landesstraßen. Dem 
FDP-Abgeordneten Dr. lngo Wolf teilte er 
mit, etwa ein Drittel der Unterhaltungsaufga- 
ben würden durch private Unternehmen 
vorgenommen. Bei Plan~ng und Ba~reifma- 
chen würden lnaenieurburos einaeschaltet. 
Die ~andesreiierun~ wolle - wichtige 
Straßenbauvorhaben beschleunigen. Das 
erfordere ebenfalls höhere personelle 
Kapazitäten. Reale Zahlen über den Perso- 
nalbedarf, wie von Dr. Wolf verlangt, gebe es 
Ende des Jahres, ergänzte Leitender Minis- 
terialrat Hans-Ludwig Haake. 

Bürokratieabbau 
Der Ausschugs iür Innere Verwaltung und 
VerwaitungssßuMtmform tühtt am 31. 
Januar 2002 elne Mentkhe Anhörung 
zum B ü t o k r a t ~ u  eseh: (QeWz- 
entwurf der FDP-Fraldaon, Dm $3,887) 
durch. Das Hearing beginnt um 133) Uhr 
und findet in Raum E 3 A 02 Satt 
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1 PortrYt der Woche 

Verkehrsausschuss 
Zum CDU-Antrag .Innovative Finanzie- 
rungsmodelle für den Landesstraßenbau 
nutzen - lnvestitionsstau bei Ortsumge- 
hungen und Radwegen abbauen" (Drs. 
1311 233) hört der Verkehrsausschuss die 
Kommunalen Spitzenverbände an. 
AlsTermIn für die Anhörung, an der auch Mit- 
glieder anderer Ausschüsse teilnehmen, ver- 
ständigten sich die Sprecher der Fraktionen 
auf Dienstag, 19. Februar 2002,14.30 Uhr. 

- 

m 

Beim dritten Anlauf hat er es geschafft 
- dem Düsseldorfer Liberalen Robert 
Orth gelang dank eines überraschen- 
den landesweiten Wahiergebnisses von 
9,8 Prozent für die FDP im Mai letzten 
Jahres der Sprung in das Landesparia- 
ment am Rhein. Der 33-jährige gebürti- 
ge Düsseldorfer interessierte sich 
schon seit Iängerem für die Landespoli- 
tik .vor der Haustür". Und bereits als Ju- 
gendlicher habe er den ersten .Kontakt" 
mit der Stätte des landespolitischen 
Geschehens gehabt - ..in der damali- 
gen Baugrube spielten wir Fußball': er- 
innert er sich. 
Nach Einschätzung des promovierten Dr. Robert Orth (FDP) 

Juristen wird im Rahmen des zu- 
sammenwachsenden Europas die Lan- dem Ausschuss für Kinder, Jugend und 
des- weniger als die Bundespolitik an Familie an. Eines seiner ersten Anliegen 
Bedeutung verlieren. Die EU-Richtlinien war es, das Gewicht des Rechtsaus- 
müssten vor allem regional umgesetzt schusses zu stärken. So widersprach es 
werden und beim erforderlichen Har- dem politischen Verständnis des Frei- 
monisierungsprozess werde der Ent- demokraten, dass das Parlamentsgre- 
scheidungsspielraum des Bundes ein- mium beispielsweise zwar bei Klagen 
geschränkt. argumentiert Robert Orth. vor dem Verfassungsgerichtshof hinzu- 
Für ihn darf die Landespolitik ohnehin gezogen werde, aber bei Verfassungs- 
nicht an den Grenzen eine Bundeslan- änderungen nicht beratend mitwirkte. 
des enden. Diese Lücke wird nun geschlossen. 
Nach dem Abitur und dem Wehrdienst Auch ist für ihn die Unabhängigkeit der 
absolvierte der Freidemokrat eine Aus- Justiz eine stete Herausforderung. Be- 
bildung als Bankkaufmann. der sich sonders erfreut ist der Liberale in die- 
dann das Jurastudium an der Kölner sem Zusammenhang, dass die erste 
Universität anschloss. Nach beiden Gesetzesinitiative seiner Partei in dieser 
Staatsprüfungen und dem Referendari- Legislaturperiode, die Entpolit~sierung 
at gründete er 1996 eine Rechtsan- der Staatsanwälte, eine breite parla- 
waltssozietä t in seiner Heimatstadt mit mentarische Zustimmung gefunden hat. 
dem Schwerpunkt Aktienrecht. Der Als eine seiner wesentlichen Aufgaben 
Düsseldorfer, der auch Aufsichtsrats- als Vorsitzender sieht Robert Orth auch, 
mitglied mehrerer Unternehmen ist, übt jeden Eingriff des Staates in die Rechte 
seine berufliche Tätigkeit auch als Ab- des einzelnen Bürgers kritisch zu be- 
geordneter aus, um sich seine persönli- gleiten Als Beispiel nennt er die nach 
che Unabhängigkeit zu erhalten. seiner Einschätzung zu große Zahl der 
Bereits als 18Jähriger schloss sich Ro- Telefonüberwachungen. 
bert Orth der FDP an und engagierte Der Liberale möchte nicht nur An- 
sich gleich bei den Jungen Liberalen sprechpartner für die Bürger sein, son- 
wie auch in der Partei. Es folgte die dern ist auch offen für die Probleme der 
Wahl in verschiedene Führungsgre- Mitarbeiter der Justizbehörden. An die 
mim. So gehört der Rheinländer schon Landesregierung hat er die Erwartung, 
seit Iängerem dem FDP-Landesvor- dass sie bei den großen justizpoliti- 
stand an und ist seit 1998 auch stellver- schen Themen auf Bundesebene die 
tretender Vorsitzender des Kreis- wie Interessen Nordrhein-Westfalens wahrt, 
des Bezirksverbandes Düsseldorf sei- beispielsweise bei der Zivilprozessre- 
ner Partei. Bei der letzten Kommunal- form. 
wahl im Herbst 1999 in den Rat seiner Politik und Beruf lassen für den Famili- 
Heimatstadt gewählt, legte der Liberale envater von zwei Kindern wenig Raum 
sein kommunales Mandat nach dem für freizeitliche Aktivitäten, für das Ski- 
Einzug in den Landtag nieder. .Ich halte fahren und das Tennisspielen. Doch da- 
nichts von Doppeimandaten." für wird er durch manchen Erfolg in sei- 
Seine Fraktion berief den Juristen in nem politischen wie beruflichen Enga- 
den Rechtsausschuss, dessen Vorsit- gement „entschädigtu. 
zender er heute ist. Außerdem gehört er Jochen Jurettko 

Frauenpolitik 
Zum Thema "Gender Mainstreaming" führt 
der Ausschuss für  Frauenpolitik im Frühjahr 
2002 eine öffentliche Anhörung durch. Das 
teilte Vorsitzende Gerda Kieninger (SPD) 
ietzt den Fachausschüssen mit. Im 
Hauptausschuss dankte Parlamentarische 
Geschaitsluhrerin Carina Gödecke (SPD) 
dem Landtagsdirektor für einen .he~orra- 
genden" Bericht (Vorlage 13/988) zu die- 
sem Thema. 



Geburtstagsliste 
vom 17. November bis 10. Dezember 2001 

17.1 1. Monika Brunert-Jetter (CDU), 46 J. 
22.1 1. Wolfgang Roth (SPD), 52 J. 
24.1 1. Karl-Helnz Haseloh (SPD). 55 J. 
24.1 1. Wolfgang Dietrich (CDU) '50 J. 
29.1 1. Angelika Gemkow (CDU), 52 J. 

3.1 2 Rolf Einmahl (CDU), 52 J. 
3.1 2. Dr. Wilhelm Droste (CDU), 41 J. 
5.1 2. Will1 Nowack (SPD). 51 J. 
8.1 2. Bernd Schulte (CDU), 52 J. 
9.12. Dr. Bernd Brunemeier (SPD), 58 J. 
9.12. Michael Groschek (SPD), 45 J. 
10.12. Ursula Monheim (CDU), 62 J. * 
Wolfgang Dietrich (CDU), Steuerberater 
aus Geilenkirchen und seit dem 2. Juni ver- 
gangenen Jahres als im Wahlkreis Heins- 
berg I direkt gewählter Abgeordneter irn 
Landtag, wird am 24. November diesen Jah- 
res 50 Jahre alt. Der Diplom-Finanzwirt ist 
ordentliches Mitglied im Ausschuss für Eu- 
ropa- und Eine-Welt-Politik und im Haus- 
halts- und Finanzausschuss sowie im Peti- 
tionsausschuss und im Unterausschuss 
"Landesbetriebe und Sondervermögen" 
des Haushalts- und Finanzausschusses. 
Dietrich, der aus Inden bei Jülich stammt, ist 
seit 1974 Mitglied der CDU und seit 1992 
Vorsitzender des CDU-Kreisverbands Gei- 
lenkirchen. Der Finanzkommission der 
nordrhein-westfälischen CDU gehört er seit 
1996 an, hier Ist er auch seit 1997 Rech- 
nungsprüfer. Von 1994 bis 2000 war Dietrich 
Stadtverordneter im Rat der Stadt Geilenkir- 
chen und Stellvertretender Fraktionsvorsit- 
zender der CDU-Fraktion im Rat und deren 
finanzpolitischer Sprecher. Von 1995 bis 
1999 gehörte er dem Bezirksplanungsrat 
Köln und der Regionaikonferenz Aachen an. 
Seit 1990 ist er Ortsvorsteher von Prum- 
mern. * 
Wolfgang Clement (SPD), NRW-Minister- 
präsident und direkt gewählter Landtags- 
abgeordneter im Wahlkreis Bochum II, ist 
auf dem Bundesparteitag der SPD in Nürn- 
berg im ersten Wahlgang in seinem Amt als 
einer der fünf Stellvertreterinnen und Stell- 
vertreter des SPD-Vorsitzenden Gerhard 
Schröder wiedergewählt worden. 68,9 Pro- 
zent der Delegierten gaben ihm ihre Stim- 
me; vor zwei Jahren hatte Clement knapp 
zenn Prozent mehr erhalten. Bestätigt wur- 
de vom Parteitag mit 80.8 Prozent SPD-Ge- 
neralsekretär Müntefering, von 1992 
bis 1995 NRW-Minister für Arbeit, Gesund- 
heit und Soziales und 1998 aus dem Land- 
tag ausgeschieden. 

Ausstellungen 
..Lebenslänglich Farbe" ist der Titel einer 
Ausstellung mit Werken des Solinger Künst- 
lers Sascha Reichert, die SPD-Fraktionsvor- 
sitzender Edgar Moron und sein Stellvertre- 
ter Ernst-Martin Walsken am 27. November 
um 14 Uhr im Foyer des Landtags eröffnen. 
Mehr über den Künstler: www.reichert- 
sascha.de. 
Die Ausstellung ,,Wege zu mehr Verkehrssi- 
cherheit" der Vereinigung der Straßenbau- 
und Verkehrsingenieure NRW wird am 29. 
November, 11.30 Uhr in der Eingangshalle 
des Landtags eröffnet. 

20 

1 DER PRASIDENT DES LANDTAGS NRW POSTFACH 1 0 1 1  43, 40002 DÜSSELDORF 
Postvertriebsstück . Entgelt bezahlt . G 2382 

Raum für Aufkleber (Postvertrieb) 

Der Umbau des Stiindehauses für die Kunstsammlung NRW und iür repräsentatb Zwecke des 
Landes Ist abgeschlossen. Nach dreijähriger Bauzeit ist das Haus / em mkür Bestimmung Obergeben 
worden Bis zur feierlichen Erdffnung im Mal nachsten Jahres wird sich nun die Kunstsammlung NRW in 
den neuen Räumen -darunter die lichtdurchflutete Etage unter dem gewdlbten Glasdach auf dem Bild - 
einrichten. Im umgebauten Ständehaus wird auch unter anderem der Geschichte des Landes und seines 
ehemaligen Pariamentssltzes gedacht. Der Landtag NRW wird das neue Standehaus als Ori der Begeg- 
nung für festliche Anl6sse nurzen. Foto: Schälte 
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